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Die Grundsätze des Roten Kreuzes 
und Roten Halbmondes

Die Grundsätze wurden von der XX. Internationalen
Rotkreuzkonferenz 1965 in Wien proklamiert. Der
vorliegende angepasste Text ist in den Statuten der
Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewe-
gung enthalten, die von der XXV. Internationalen
Rotkreuzkonferenz 1986 in Genf angenommen wur-
den.

Menschlichkeit 
Die internationale Rotkreuz- und
Rothalbmondbewegung, entstanden
aus dem Willen, den Verwundeten der
Schlachtfelder unterschiedslos Hilfe zu leisten, 
bemüht sich in ihrer internationalen und nationalen
Tätigkeit, menschliches Leiden überall und jeder-
zeit zu verhüten und zu lindern. Sie ist bestrebt,
Leben und Gesundheit zu schützen und der Würde
des Menschen Achtung zu verschaffen. Sie fördert
gegenseitiges Verständnis, Freundschaft, Zusam-
menarbeit und einen dauerhaften Frieden unter
allen Völkern.

Unparteilichkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-
bewegung unterscheidet nicht nach
Nationalität, Rasse, Religion, sozialer
Stellung oder politischer Überzeugung. Sie ist 
einzig bemüht, den Menschen nach dem Maß 
ihrer Not zu helfen und dabei den dringendsten
Fällen den Vorrang zu geben.

Neutralität 
Um sich das Vertrauen aller zu be-
wahren, enthält sich die Rotkreuz-
und Rothalbmondbewegung der Teil-
nahme an Feindseligkeiten wie auch, zu jeder Zeit,
an politischen, rassischen, religiösen oder 
ideologischen Auseinandersetzungen.

Unabhängigkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmondbe-
wegung ist unabhängig. Wenn auch
die Nationalen Gesellschaften den
Behörden bei ihrer humanitären Tätigkeit
als Hilfsgesellschaften zur Seite stehen und den 
jeweiligen Landesgesetzen unterworfen sind, 
müssen sie dennoch eine Eigenständigkeit 
bewahren, die ihnen gestattet, jederzeit nach 
den Grundsätzen der Rotkreuz- und Rothalb-
mondbewegung zu handeln.

Freiwilligkeit
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-
bewegung verkörpert freiwillige 
und uneigennützige Hilfe ohne jedes 
Gewinnstreben.

Einheit
In jedem Land kann es nur eine 
einzige Nationale Rotkreuz- oder
Rothalbmondgesellschaft geben. 
Sie muss allen offen stehen und ihre 
humanitäre Tätigkeit im ganzen Gebiet ausüben.

Universalität
Die Rotkreuz- und Rothalbmond-
bewegung ist weltumfassend. In ihr
haben alle Nationalen Gesellschaften
gleiche Rechte und die Pflicht, einander zu helfen.
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Liebe Leserinnen und Leser,

vielen Menschen, die nach der Flucht aus ihrer Heimat in Deutschland ankommen, ist das Rote Kreuz
 bekannt. Als internationales Schutzzeichen steht es gemeinsam mit dem Roten Halbmond weltweit für
Menschlichkeit und Hilfe in Not. Dank seiner einzigartigen föderalen Struktur ist das Rote Kreuz selbst in
den meisten Konfliktregionen der Welt aktiv. 

Dabei verbindet uns in den nationalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewegungen und im Internationalen Ko-
mitee des Roten Kreuzes unsere gemeinsame Mission: Überall auf der Welt treten wir ein für den Schutz
des Lebens, der Gesundheit und der Würde sowie die Verminderung des Leids von Menschen in Not. Wir
helfen ohne Ansehen von Nationalität und Abstammung oder religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Ansichten.

Wir im Deutschen Roten Kreuz erfüllen diese Mission neben zahlreichen weiteren Aufgaben auch in der Un-
terbringung und Versorgung geflüchteter Menschen. Im November 2015 übernahm der DRK Landesverband
Hessen e.V. die soziale Betreuung und Verwaltung der Außenstelle der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung
in Wiesbaden.

Dort konnte in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für  Familien, Senioren, Frauen und Jugend
und UNICEF ein Projekt zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen umgesetzt  werden. Ziel war
es, die Sicherheit dieser besonders schutzbedürftigen Personen zu verbessern.

Zu den vielfältigen Maßnahmen zählen die Einrichtung geschützter Räume sowie die Sensibilisierung und
Weiterbildung des Personals. Auf Grundlage der Erfahrungen in Wiesbaden wurde zudem ein  umfassendes
Schutzkonzept entwickelt.

Wir freuen uns besonders, das Schutzkonzept als ein zentrales  Ergebnis des Projekts in dieser Broschüre
vorstellen zu können.

Norbert Södler
Präsident DRK-Landesverband Hessen

Vorwort
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1. Das Projekt

Im Jahr 2016 hat das Bundesministerium

für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

(BMFSFJ) und der United Nations Chil-

dren’s Fund (UNICEF) eine Bundesinitia-

tive zum Schutz von Kindern,

Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsun-

terkünften1 ins Leben gerufen. An bundes-

weit 25 Pilotstandorten wurden Stellen für

Projekt-Koordinatorinnen und -Koordina-

toren geschaffen. Zu Beginn des Jahres

2017 wurden weitere 75 Standorte ausge-

schrieben. 

Ziel des Projekts ist es, die Sicherheit von

Kindern, Jugendlichen und Frauen sowie

anderen besonders schutzbedürftigen

Personen in Unterkünften für Geflüchtete

zu verbessern. Zusammen mit der Leitung

der Unterkünfte entwickeln und implemen-

tieren die Koordinator/-innen einrichtungs-

spezifische Schutzkonzepte und verfolgen

ihre Umsetzung. Sie sind zentrale An-

sprechpersonen für Bewohnerinnen und

Bewohner sowie für Beschäftigte in den

Flüchtlingsunterkünften. Darüber hinaus

beraten sie andere Unterkünfte und Betrei-

ber zum Thema Schutz und Gewaltprä-

vention.

Die Hessische Erstaufnahmeeinrichtung

Wiesbaden im ehemaligen American-Arms

Hotel war eine der ersten 25 Pilotstand-

orte. Im Rahmen des Projekts entstand

das vorliegende Schutzkonzept.

Im Mai 2017 wurde die Einrichtung in

Wiesbaden  jedoch geschlossen. Das Pro-

jekt, das im DRK Landesverband Hessen

angesiedelt ist, wird in Kooperation mit

dem DRK-Kreisverband Hochtaunus ab

Juni 2017 in einer Gemeinschaftsunter-

kunft in Bad Homburg vor der Höhe, die

vom Kreisverband betrieben wird, weiter-

geführt.

1 Bundesinitiative „Schutz von Kindern, Jugendlichen und
Frauen in Flüchtlingsunterkünften“. 
Online: www.gewaltschutz-gu.de [24.05.2017]
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2. Ausgangssituation

Kinder, Jugendliche und Frauen stellen einen Groß-
teil der Geflüchteten dar. Gleichzeitig sind sie eine
besonders vulnerable Gruppe, die in internationalen
und nationalen Rechtsgrundsätzen besonders ge-
schützt ist. Ziel des Konzeptes ist es, dass dieser
Schutz in der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung
in Wiesbaden gewährleistet wird. 

2.1 Geflüchtete Kinder, Jugendliche 
und Frauen

Etwa die Hälfte aller etwa 60 Millionen Menschen,
die weltweit aus ihrem Heimatland fliehen mussten,
sind Frauen und Mädchen. Ebenfalls etwa die Hälfte
ist minderjährig.

Im Jahr 2016 wurden in Deutschland 402.337 von
insgesamt 722.370 Anträgen auf Asyl von Frauen,
Kindern und Jugendlichen bis 18 Jahren gestellt.
Das entspricht 56% aller Anträge2.  
Davon wurden

106.853 Anträge von Mädchen und weibli-•
chen Jugendlichen bis 18 Jahren,
154.533 Anträge von Jungen und männlichen•
Jugendlichen bis 18 Jahren und 
140.951 Anträge von Frauen über 18 Jahren•
gestellt.

Jedes neunte Kind weltweit erlebt über einen länge-

ren Zeitraum bewaffnete Konflikte oder Gewalt in
seiner Heimat.3 Auch auf der Flucht sind Kinder und
Jugendliche zahlreichen Gefahren ausgesetzt: Sie
werden Opfer von Zwangsrekrutierungen, Zwangs-
ehen, physischer und sexualisierter Gewalt und wer-
den nicht selten von ihren Familien getrennt.4

Besonders allein reisende Minderjährige sind diesen
Gefahren ausgeliefert.5

Frauen leben auf der Flucht in ständiger Angst und
Unsicherheit. Gewalt gegen Frauen sind sowohl
Fluchtgründe als auch Fluchterfahrungen. Besonders
allein reisende Frauen sowie Frauen, die auf der
Flucht für ihre Kinder oder andere Familienangehörige
sorgen müssen, sichern ihr Überleben unter schwe-
ren Bedingungen. Physische und sexualisierte Ge-
walt, Zwang und Missbrauch der Notsituation,
Übergriffe durch andere Fliehende, durch Personal
von Camps, Einwohnern oder Sicherheitskräften der
durchreisten Länder sind keine Seltenheit.6

Auch in Deutschland wurden Fälle bekannt, in
denen Frauen und Kinder in Unterkünften weiterhin

2 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Aktuelle Zahlen
zu Asyl. Ausgabe: Dezember 2016. Online:
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/
Infothek/Statistik/Asyl/aktuelle-zahlen-zu-asyl-dezember-
2016.pdf?__blob=publicationFile [02.03.2017]

3 UNICEF: UNICEF-Report 2016. Online:
https://www.unicef.de/report2016 [02.03.2017]

4 UNO Flüchtlingshilfe: Flüchtlingskinder. Online:
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/fluecht-
lingsschutz/fluechtlingskinder.html [02.03.2017]

5 UNO Flüchtlingshilfe: Unbegleitete minderjährige Flücht-
linge. Online: https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluecht-
linge/fluechtlingsschutz/fluechtlingskinder/umf.html
[02.03.2017]

6 UNO Flüchtlingshilfe: Frauen auf der Flucht. Online:
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/fluecht-
lingsschutz/fluechtlingsfrauen.html [02.03.2017]
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Risiken ausgesetzt sind. Durch rassistisch motivierte
Gewalt und Angriffe auf Flüchtlinge und Unterkünfte
wurden im Jahr 2016 nach Angaben der Bundesre-
gierung 560 Personen verletzt, darunter 43 Kinder.7

Doch auch innerhalb der Unterkünfte sind Frauen,
Jugendliche und Kinder häufig nur unzureichend ge-
schützt. Im Laufe des Jahres 2016 wurde die öffent-
liche Aufmerksamkeit durch verschiedene Berichte
auf Fälle von Übergriffen gegen Frauen in Flücht-
lingsunterkünften gelenkt. Dazu zählen unerlaubtes
Fotografieren bei privaten Handlungen, das Eindrin-
gen in Duschräume oder private Räume, sowie se-
xuelle Belästigungen, Gewalt in der Partnerschaft
und physische Gewalt. Täter sind den Berichten zu-
folge ehrenamtliche Helfer, Mitarbeiter oder andere
Bewohner der Einrichtungen.8

Auch die Lage der Kinder in Flüchtlingseinrichtun-
gen ist verbesserungswürdig. UNICEF stellte im Juni
2016 in einem Lagebericht fest:

Geflüchtete Kinder und Jugendliche in
Deutschland leben über immer längere Zeit-
räume in einem nicht kindgerechten Umfeld. 
Ihre Rechte auf Schutz, Teilhabe, gesund-
heitliche Versorgung und Bildung werden oft
monatelang nur eingeschränkt oder gar nicht
gewahrt. Gleichzeitig wächst auch innerhalb
der Gruppe der Flüchtlingskinder die Un-
gleichbehandlung – je nach Herkunftsland
und angenommener Bleibeperspektive.9

In einer weiteren, kürzlich erschienenen Studie mit
dem Titel „Kindheit im Wartezustand“10 stellt
UNICEF fest, dass sich die Situation seither nicht
gebessert hat. Unabhängig von der Unterkunft be-
finden sich die Kinder in einem „Wartezustand“: Sie
warten auf Zugang zu Bildung, auf Gesundheitsleis -
tungen, auf Teilhabe an Freizeitaktivitäten und die

Entscheidung über den finalen Wohnort. 
In Unterkünften sind sie häufig nicht ausreichend vor
Übergriffen und Gewalt geschützt, schlechten hy-
gienischen Bedingungen ausgesetzt und haben kei-
nen ausreichenden Rückzugsraum und wenig
Privatsphäre. Die individuelle Lebenssituation der
Kinder hängt dabei von Herkunftsland, Unterbrin-
gungsart und -ort ab.

Insgesamt sind geflüchtete Kinder im Vergleich zu
Gleichaltrigen in Deutschland weiterhin schlechter
gestellt. Eine direkte Benachteiligung ergibt sich
durch die eingeschränkten Leistungen des Asylbe-
werberleistungsgesetzes. Indirekte Benachteiligun-
gen ergeben sich durch mangelnden Zugang zu
Leistungen, die den Geflüchteten rechtlich zuste-
hen, etwa im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe.

2.2 Rechtlicher Rahmen und Grundlagen

Das vorliegende Schutzkonzept basiert auf folgen-
dem nationalem Recht, internationalen Übereinkom-
men und Richtlinien:

UN Übereinkommen zur Beseitigung jeder•
Form von Diskriminierung der Frau, UNCE-
DAW (UN Convention on the Elimination of All
Forms of Discrimination Against Women, sog.
Frauenrechtskonvention, 1979)11

UN Übereinkommen über die Rechte des Kin-•
des, UNCRC (UN Convention on the Rights of
the Child, sog. Kinderrechtskonvention, 1989)12

Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen•
Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen
sowie zur Erleichterung der Überlassung der
Ehewohnung bei Trennung (sog. Gewalt-
schutzgesetz, 2002)13

Charta der Grundrechte der Europäischen•
Union (2000/C 364/01, Inkrafttreten 2009)14

Übereinkommen des Europarats zur Ver-•
hütung und Bekämpfung von Gewalt gegen
Frauen und häuslicher Gewalt (sog. Istanbul-
konvention, 2014)15

7 Amnesty International 27.02.2017: Deutschland: Gewalt
gegen Flüchtlinge nimmt weiter zu. Online: https://www.am-
nesty.de/2017/2/27/deutschland-gewalt-gegen-fluechtlinge-
nimmt-weiter-zu?destination=node%2F31401 [02.03.2017]

8 Tagesschau 18.02.2016: Übergriffe passieren in allen Un-
terkünften. Online: https://www.tagesschau.de/inland/roerig-
missbrauch-fluechtlinge-kinderschutz-101.html [02.03.2017]

9 UNICEF 2016: UNICEF-Lagebericht zur Situation der
Flüchtlingskinder in Deutschland. Online:
https://www.unicef.de/informieren/aktuelles/presse/2016/
unicef-bericht-fluechtlingskinder-deutschland/115146
[02.03.2017]

10 UNICEF 2017: Kindheit im Wartezustand. Online:
https://www.unicef.de/informieren/aktuelles/presse/2017/
studie-fluechtlingskinder-in-deutschland/137440
[26.04.2017]

11 UNCEDAW. Online:
https://www.frauenrechtskonvention.de/ [01.02.2017]

12 UNCRC. Online: 
https://www.kinderrechtskonvention.info/ [01.02.2017]

13 Gewaltschutzgesetz. Online: http://dip.bundestag.de/ex-
trakt/14/019/14019543.html [01.02.2017]

14 Europäisches Parlament: Die Grundrechtecharta. Online:
http://www.europarl.de/de/europa_und_sie/europa_vorstel-
lung/grundrechtecharta.html [01.02.2017]

15 Istanbulkonvention. Online:
https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventi-
ons/treaty/210 [01.02.2017]
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Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen•
 Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme
von Personen, die internationalen Schutz
 beantragen (Neufassung, sog. EU-Aufnahme-
richtlinie)16

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-•
land17

DRK-Standards zum Schutz vor sexualisierter•
Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Men-
schen mit Behinderungen in den Gemein-
schaften, Einrichtungen, Angeboten und
Diensten des DRK18

Mindeststandards zum Schutz von Kindern,•
Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunter-
künften19

Die DRK-Standards zum Schutz vor sexualisierter
Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Menschen
mit Behinderungen in den Gemeinschaften, Einrich-
tungen, Angeboten und Diensten des DRK wurden
2012 auf Bundesebene verabschiedet und sind für
alle Verbandsgliederungen verbindlich. Ziel ist es,
sexualisierte Gewalt in den Einrichtungen des DRK
zu verhindern und den richtigen Umgang mit Fällen
sexualisierter Gewalt zu institutionalisieren. 

2.3 Mindeststandards zum Schutz von  
Kindern, Jugendlichen und Frauen 
in Flüchtlingsunterkünften

Im Besonderen bezieht sich das Konzept auf die
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugend-
lichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften, die
unter Federführung des BMFSFJ und von UNICEF
gemeinsam mit einer Vielzahl von Projektpartnern
erstellt wurden.

Diese Mindeststandards beziehen sich auf die
 folgenden sechs Bereiche: 

Einrichtungsinternes Schutzkonzept1
Personal und Personalmanagement2
Interne Strukturen und externe Kooperation3
Umgang mit Gewalt- und Gefährdungssitua-4
tionen/Risikomanagement
Menschenwürde, schützende und fördernde5
Rahmenbedingungen
Monitoring der Umsetzung des Schutz-6
konzepts

Die Mindeststandards werden im vorliegenden Kon-
zept auf die Hessische Erstaufnahmeeinrichtung in
Wiesbaden angewandt. Zur besseren Anschlussfä-
higkeit basiert der Aufbau der Kapitel auf der Rei-
henfolge der Mindeststandards. 

Das Konzept beschränkt sich jedoch nicht auf die
Mindestanforderungen, sondern geht in einigen Be-
reichen darüber hinaus.

2.4 Ziel und Zielgruppe

Das primäre Ziel dieses Konzeptes ist die Sicher-
stellung von Schutz und Hilfe für Kinder, Jugendli-
che und Frauen vor Gewalt. Dieser Schutz umfasst
das Recht auf Leben, Gesundheit, die freie Entfal-
tung der Persönlichkeit und den Schutz der Men-
schenwürde.

Demgegenüber wird Gewalt nach der Definition der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) wie folgt ver-
standen:

Gewalt ist der absichtliche Gebrauch von an-
gedrohtem oder körperlichem Zwang, oder
physischer Macht gegen die eigene oder eine
andere Person, gegen eine Gruppe oder Ge-
meinschaft, der entweder konkret oder mit
hoher Wahrscheinlichkeit zum Tod, psychi-
schen Schäden, Fehlentwicklungen oder De-
privation führt.20

Spezifische Formen von Gewalt gegen Kinder,
 Jugendliche und Frauen werden entsprechend der
Definitionen in den von UNICEF entwickelten Min-
deststandards definiert (s. Anlage).

16 EU-Aufnahmerichtlinie. Online: http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:
0096:0116:DE:PDF [01.02.2017]

17 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 
Online: http://www.gesetze-im-
internet.de/bundesrecht/gg/gesamt.pdf [24.04.2017]

18 DRK-Standards zum Schutz vor sexualisierter Gewalt
gegen Kinder, Jugendliche und Menschen mit Behinderun-
gen in den Gemeinschaften, Einrichtungen, Angeboten und
Diensten des DRK. Online:
https://www.drk.de/fileadmin/user_upload/Mediathek/Publi-
kationen_und_Literatur/Broschueren_Wohlfahrtsarbeit/drk-
standards_schutz_vor_sexualisierter_Gewalt__2012.pdf
[01.02.2017]

19 UNICEF: Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Ju-
gendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften. Online:
https://www.unicef.de/informieren/materialien/mindeststan-
dards-schutz-fluechtlinge/133652  [01.02.2017]

20 World Health Organization: Violence. Online:
http://www.who.int/topics/violence/en/ [30.01.2017]
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In Teilen findet das Konzept auch Anwendung auf
die Gruppe besonders schutzbedürftiger Personen,
die laut der EU-Aufnahmerichtlinien aus dem Jahr
2013 (Richtlinie 2013/33/EU) wie folgt definiert wird:

Minderjährige,•
unbegleitete Minderjährige,•
Behinderte,•
ältere Menschen,•
Schwangere•
Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern,•
Opfer von Menschenhandel,•
Personen mit schweren körperlichen Krank-•
heiten oder psychischen Störungen,
Personen, die Folter, Vergewaltigung oder•
sonstige schwere Formen psychischer, physi-
scher oder sexueller Gewalt erlitten haben,
z.B. Opfer von Genitalverstümmelung. 

Auch Menschen, die alleine reisen, werden in die-
sem Konzept der Gruppe vulnerabler Geflüchteter
zugeordnet, sowie lesbische, schwule, bisexuelle,
transgender, transsexuelle, intersexuelle und queere
Menschen.

Die hier genannten Maßnahmen und Strukturen sind
jedoch nicht in jedem Fall ausreichend, um den
Schutz dieser erweiterten Personengruppe zu ge-
währleisten. Dazu bedarf es einer gesonderten Be-
wertung und Berücksichtigung der jeweiligen
Schutzbedarfe.

2.5 Hessische Erstaufnahmeeinrichtung 
Wiesbaden

Die Hessische Erstaufnahmeeinrichtung (HEAE)
Wiesbaden hat eine Kapazität von 1.000 Bewohne-
rinnen und Bewohnern. In der Einrichtung werden
Familien, allein reisende Männer und allein reisende
Frauen mit oder ohne Kinder untergebracht. Vor der
Nutzung als Flüchtlingsunterkunft stand das Ge-
bäude, das ehemalige American-Arms Hotel des
US-Militärs, vier Jahre leer. 

Die HEAE Wiesbaden ist eine von insgesamt 11
Erstaufnahmen in Hessen, die vom Regierungsprä-
sidium Gießen getragen werden. Das Regierungs-
präsidium wird vor Ort durch zwei Standortvertreter
repräsentiert. 

In Wiesbaden sind die verschiedenen Aufgabenbe-
reiche auf fünf zentrale Dienstleister verteilt: Der

DRK Landesverband Hessen übernimmt die Orga-
nisation und Koordination sowie die Sozial- und Be-
wohnerbetreuung. Die medizinische Versorgung im
Rahmen des Medical Point wurde vom Landesver-
band an die DRK Rettungsdienst Rhein-Main-Tau-
nus gGmbH vergeben.

Für die Sicherheit und den Brandschutz ist das Si-
cherheitsunternehmen POND Security Service
GmbH zuständig. Die Mahlzeiten werden vom Ca-
tering-Service El Tucano bereitgestellt. Die Gebäu-
dereinigung wird von der Naheland GmbH
übernommen.

Die Sprachmittlung wird von drei Dolmetscherbüros
geleistet, die sich im Wochenrhythmus abwechseln.
Die Sprachmittlung der Hauptsprachen wird mon-
tags bis freitags von 09:00 bis 16:00 Uhr von jeweils
einer Person abgedeckt.

Der DRK Landesverband Hessen betreut die ge-
flüchteten Menschen als Hauptdienstleister. Die Auf-
gabenbereiche gliedern sich in DRK-Leitung,
Verwaltung, Bewohnerbetreuung, soziale und medi-
zinische Betreuung sowie die Koordination von etwa
50 Ehrenamtlichen.

Zahlreiche Aufgaben im täglichen Betrieb werden
außerdem von gemeinnützigen Mitarbeiter/-innen
aus der Bewohnerschaft übernommen, die ein
 Entgelt von 0,80 € pro Stunde erhalten. 
Die  Beschäftigung erfolgt nach §5 des
Asylbewerberleis tungsgesetzes.21

Darüber hinaus wird die Bewohnerschaft im Bewoh-
nerbeirat repräsentiert. Im Bewohnerbeirat werden
regelmäßig und nach Bedarf Themen und Probleme
diskutiert. Die Teilhabe der Bewohnerschaft an den
täglichen Abläufen trägt dem partizipativen Ansatz
Rechnung (siehe auch Kapitel 6.4 Netzwerke, Parti-
zipation und Teilhabe).

Die Einrichtung befindet sich im Norden der Wies-
badener Innenstadt. Die zentrale Lage bietet eine
sehr gute Infrastruktur und somit eine gute geogra-
fische Integration. Der Wiesbadener Hauptbahnhof
sowie die Innenstadt sind fußläufig zu erreichen.
Zentrale Anlaufstellen wie die Kleiderkammer des
DRK Kreisverbands Wiesbaden oder Beratungsstel-
len wie der Flüchtlingsrat sind mit den öffentlichen
Verkehrsmitteln oder dem Fahrrad gut erreichbar.

21 Asylbewerberleistungsgesetz. Online: https://www.ge-
setze-im-internet.de/asylblg/BJNR107410993.html
[17.03.2017]
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Eine grundlegende Voraussetzung für das Gelingen
eines Schutzkonzepts ist ein erfolgreiches Personal-
management. Ziel ist es, vulnerable Gruppen zu
schützen durch formale Kriterien einerseits, Weiter-
bildung und Sensibilisierung der Mitarbeitenden an-
dererseits.

Formal übernehmen die Leitung und der Träger bei
der Personalgewinnung und beim Personalmanage-
ment besondere Verantwortlichkeiten, um den
Schutz vulnerabler Gruppen in der Einrichtung si-
cherzustellen. Dazu zählen die Verpflichtung zu be-
stimmten Grundsätzen und die Einreichung eines
erweiterten polizeilichen Führungszeugnisses.

Diese Maßnahmen reichen jedoch nicht aus, um das
haupt- und ehrenamtliche Personal aktiv zu befähi-
gen, im Rahmen ihrer Aufgaben zum Schutz vulne-
rabler Menschen beizutragen. Deshalb sind gezielte
Weiterbildungen und eine kontinuierliche Sensibili-
sierung der Mitarbeitenden überaus wichtig.

3.1 Verantwortung und Zuständigkeiten

Alle Mitarbeiter/-innen und Dienstleister tragen
durch ihre klar definierten Rollen und Verantwor-
tungsbereiche zur Umsetzung des Schutzkonzepts
bei.
Der DRK Leitung obliegt es gemeinsam mit den Per-
sonalverantwortlichen des DRK Landesverband

Hessen, diese für das DRK Personal zu definieren,
etwa in Verträgen, Stellenbeschreibungen und Or-
ganigrammen. Die Rollen und Verantwortungsberei-
che werden innerhalb der Belegschaft transparent
kommuniziert.

Des Weiteren ist eine angemesse Anzahl an weibli-
chen Fachkräften in allen Bereichen der Einrichtung
sicherzustellen. Diese Maßnahme trägt dazu bei,
eine größere Akzeptanz und ein größeres Sicher-
heitsgefühl bei Kindern und Frauen herzustellen. Be-
sonders in Beratungs- und Konfliktgesprächen mit
Frauen sind Ansprechpartnerinnen und Sprachmitt-
lerinnen von grundlegender Bedeutung, um der Frau
das nötige Sicherheitsgefühl zu geben und eine
größtmögliche Offenheit zu ermöglichen.

Der DRK Landesverband Hessen verpflichtet sich,
bei der Personalgewinnung diesen Grundsatz ein-
zuhalten. Dabei werden die Team-Größen und die
Arbeitszeiten berücksichtigt (Tagschicht, erweiterte
Tagschicht, 3 Schicht System). 

Die DRK Rettungsdienst Rhein-Main-Taunus
gGmbH stellt sicher, dass im Medical Point zu
jedem Zeitpunkt mindestens eine weibliche Mitar-
beiterin im Dienst ist.
Der DRK Landesverband Hessen rät darüber hinaus
den anderen Dienstleistern in der Einrichtung an,
ebenfalls einen angemessenen Anteil weiblicher
Fachkräfte zu rekrutieren. Dazu gehören insbeson-

3. Personal und Personalmanagement
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dere der Sicherheitsdienst, die Dolmetscher-Büros 
und das Catering. 
Der Sicherheitsdienst sollte sicherstellen, dass zu
jedem Zeitpunkt mindestens 20 Prozent des Perso-
nals im Dienst weiblich ist. 

Die Dolmetscher-Büros sollten für jede der zum je-
weiligen Zeitpunkt hauptsächlich vertretenen Spra-
chen über mindestens eine weibliche und einen
männlichen Dolmetscher verfügen. Wenn für die be-
nötigte Sprache ein Mann im Dienst ist, oder außer-
halb der Dienstzeiten, kann so bei Bedarf innerhalb
einer Stunde22 eine Frau zur Sprachmittlung hinzu-
gezogen werden oder umgekehrt. 

3.2 Einstellungsvoraussetzungen

In Vorstellungsgesprächen und bei Einstellung neuer
haupt- und ehrenamtlicher Mitarbeiter/-innen durch
den DRK Landesverband Hessen wird die Verpflich-
tung zu

den Prinzipien der Rotkreuz- und Rothalb-•
mondbewegung, 
der Hausordnung der Einrichtung, •
dem Verhaltenskodex zum Schutz vor sexuali-•
sierter Gewalt in den Gemeinschaften, Einrich-
tungen und Diensten des DRK (s. Anlage),
der Selbstverpflichtungserklärung für haupt-•
amtlich und nebenamtlich Beschäftigte zum
Schutz vor sexualisierter Gewalt in der Hessi-
schen Erstaufnahmeeinrichtung Wiesbaden
„American Arms Hotel“ (s. Anlage) 
der Verpflichtungserklärung nach § 5 des Bun-•
desdatenschutzgesetzes (s. Anlage)
der Vorlage des erweiterten Führungszeugnis-•
ses nach § 72 a Abs. 1 SGB VIII
und dem vorliegenden Schutzkonzept•

als verbindliche Voraussetzung für eine Beschäfti-
gung benannt. Sowohl innerhalb der Einrichtung als
auch in der Abteilung „Interne Dienstleistungen“ des
Landesverbands, die zuständig für die Personalge-
winnung und -verwaltung ist, sind diese Regelungen
bekannt.

Das haupt- und ehrenamtliche Personal wird darauf
hingewiesen, welche Maßnahmen bei Verstößen er-
griffen werden und welche Konsequenzen, auch ar-
beits- und strafrechtlicher Natur, ein Zuwiderhandeln
haben würde.

Die Grundsätze der Rotkreuz- und Rothalbmond-
Bewegung verpflichten alle DRK-Mitarbeitenden in
der Einrichtung zu gewaltfreiem Handeln und Schutz
des Lebens und der Würde des Menschen:

Die internationale Rotkreuz- und Rothalb-
mondbewegung […] bemüht sich in ihrer in-
ternationalen und nationalen Tätigkeit,
menschliches Leiden überall und jederzeit zu
verhüten und zu lindern. Sie ist bestrebt,
Leben und Gesundheit zu schützen und der
Würde des Menschen Achtung zu verschaf-
fen.23

Die Hausordnung fordert gegenseitige Rücksicht-
nahme und ein gewaltfreies Zusammenleben und ist
für alle Personen verbindlich.

Durch die Unterschrift der Selbstverpflichtungser-
klärung zu sexualisierter Gewalt verpflichtet sich der
oder die Mitarbeitende verbindlich, den Verhaltens-
kodex zum Schutz vor sexualisierter Gewalt in den
Gemeinschaften, Einrichtungen und Diensten des
DRK anzuerkennen und umzusetzen.

Mit der Verpflichtungserklärung nach § 5 des Bun-
desdatenschutzgesetzes und der Belehrung der Mit-
arbeiter/-innen durch das Merkblatt zum
Datenschutz werden die Rechte auf den Umgang
mit und dem Schutz von personenbezogenen Daten
der Bewohnerschaft sichergestellt. Dazu zählt auch
besondere Vorsicht bei Fotografien. Bei geflüchteten
Menschen kommt dem eine besondere Bedeutung
zu: Die Geschichten der Geflüchteten können Ver-
folgung, Bedrohung der eigenen Person oder der
Familie, Folter und persönlicher Widerstand beinhal-
ten. Wenn Informationen über den Aufenthaltsort
oder die Flucht öffentlich gemacht werden, auch
über soziale Netzwerke, könnten die Geflüchteten
selbst oder Freunde und Familie im Heimatland ge-
fährdet werden. Die Personen sind immer um Er-
laubnis zu fragen und ihre Wünsche zu beachten.

Weiterhin ist besonders darauf zu achten, dass per-
sönliche und private Informationen in einem geeig-
neten, abgeschlossenen Rahmen und nur in
Gegenwart des Personals besprochen werden, die
zur Bearbeitung eines Anliegens nötig sind. Wenn
vertrauliche Daten weitergegeben werden sollen,
etwa an externe Fachberatungsstellen oder vom
Medical Point an die Sozialbetreuung, geschieht das
nur mit Einverständnis der Bewohnerin oder des Be-

22 Dies entspricht einer Vereinbarung mit den Büros für kurz-
fristige Bedarfe und Notfälle.

23 DRK Landesverband Hessen: Grundsatz zur Menschlich-
keit. Online: http://www.drk-hessen.de/grundsaetze.html
[01.02.2017]
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wohners. Diese Punkte werden den Mitarbeitenden
bei Unterzeichnung der Dokumente kommuniziert.

Weiterhin ist von allen haupt- und ehrenamtlichen
Mitarbeitenden nach § 72 a Abs. 1 SGB VIII bei Ein-
stellung und im regelmäßigen Abstand von einem
Jahr ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis
vorzulegen. Die Kosten hierfür werden vom Arbeit-
geber erstattet. 

Der DRK Landesverband Hessen rät den anderen
Dienstleistern der Unterkunft, die Verpflichtung zur
Hausordnung, zu einer Selbstverpflichtungserklä-
rung zu Gewalt und zu §5 des Bundesdatenschutz-
gesetzes sowie zum vorliegenden Schutzkonzept
ebenfalls als Einstellungsvoraussetzungen einzufor-
dern.

3.3 Weiterbildung 

Die Einarbeitung neuer Mitarbeiter/-innen umfasst
das Vorstellen des Schutzkonzepts und ein Ge-
spräch mit dem oder der Verantwortlichen aus dem
Team der Sozialbetreuung. Besondere Beachtung
finden dabei die Aufgaben und Verantwortlichkeiten,
die aus dem Schutzkonzept für den neuen Mitarbei-
ter oder die neue Mitarbeiterin entstehen.

Das haupt- und ehrenamtliche Personal des DRK
Landesverbands Hessen wird in regelmäßigen Ab-
ständen zu verschiedenen Themen geschult. Die
Teilnahme wird als Arbeitszeit vergütet. Die Veran-
staltungen stehen allen Mitarbeiter/-innen der Ein-
richtung, inklusive anderer Dienstleister, offen. Die
Schulungen werden zu folgenden Themen abgehal-
ten:

Kommunikation und Konflikte - Handlungs-•
kompetenz erweitern (halbjährlich)
Erscheinungsformen von Gewalt, Intervention•
bei Verdachtsfällen und Prävention von 
Gewalt
Arbeit mit geflüchteten Menschen, die sexu-•
elle Gewalt erlitten haben (halbjährlich)
Erkennen von und Umgang mit Kindeswohl-•
gefährdung
Erkennen von und Umgang mit Traumata•
Rechte und die spezifische rechtliche Situa-•
tion von geflüchteten Kindern, Jugendlichen
und Frauen
Hausinterne Schulungen zu Notfall- und Ab-•
laufplänen, festgelegt in den Standard Opera-
ting Procedures

UNICEF hat im Rahmen des Projekts für alle
Mitarbeiter im Frühjahr 2017 zudem eine vier-
tägige Schulung organisiert, an der Personal
des DRK Landesverbands Hessen, des Medi-
cal Points und der Sicherheit teilgenommen
hat. Zentrale Inhalte der Schulung waren die
Mindeststandards, Formen von Gewalt, Si-
cherheit, Menschen- und Schutzrechte, Stig-
matisierung, psychosoziale Unterstützung,
Elternarbeit und kinderfreundliche Orte. 

Vierteljährlich werden im Rahmen des Ehrenamts-
cafés, einer Netzwerk- und Informationsveranstal-
tung für Ehrenamtliche, darüber hinaus
Weiterbildungen zu den oben genannten Themen
speziell für Ehrenamtliche angeboten, die besonders
auf den Bedarf der ehrenamtlichen Arbeit eingehen
und darüber hinaus über Ablaufpläne und haupt-
amtliche Ansprechpersonen informieren.

Hausinterne Weiterbildungen garantieren, dass alle
hauptamtlichen Mitarbeiter/-innen über die Notfall-
und Ablaufpläne, die in den Standard Operating
Procedures festgelegt sind, informiert sind.

Weiterhin werden Fachliteratur, Informationsmate-
rial, Spiel- und Lehrmaterial zu Prävention und Ge-
waltschutz in einem geeigneten Leseraum
bereitgestellt. Diese praxisorientierten, teilweise
mehrsprachigen Materialien sind für alle Mitarbei-
tenden zugänglich und sollen in der Arbeit mit un-
terschiedlichen Bewohner-Gruppen aktiv eingesetzt
werden, nicht zuletzt in den Sprachkursen und der
Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen im Eltern-
Kind-Bereich.

3.4 Sensibilisierung

Neben den formalen Einstellungsvoraussetzungen
und den Weiterbildungen gibt es eine Reihe weiterer
Faktoren, die für die Sensibilisierung des Personals
wichtig sind:

Der Schutz vulnerabler Gruppen, Gewaltschutz und
Prävention genießen bei der Einrichtungsleitung und
der DRK-Leitung einen hohen Stellenwert. Dies äu-
ßert sich in allen Bereichen, vom Personalmanage-
ment über die Arbeitsabläufe bis hin zu
Einzelfallentscheidungen.

Der Schutz vulnerabler Gruppen ist in der Meeting-
Struktur in der HEAE verankert. Das Schutzkonzept
und seine Umsetzung sowie Einzelfälle und beson-
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dere Veranstaltungen oder Bedarfe werden in ver-
schiedenen Formaten besprochen.24 Die ausge-
prägte Kommunikationsstruktur sichert den
Austausch und gleicht den Informationsstand unter
den Dienstleistern an.

Feste Ansprechpersonen im Team für bestimmte
Themen wie beispielsweise Gewalt, sexualisierte
Gewalt, Frauen oder Kinder tragen zur täglichen
Präsenz der Themen bei und bieten allen Mitarbei-
tenden Handlungssicherheit. Zusätzlich bringt die
Gewaltschutzkoordinatorin Themen, die den Schutz
vulnerabler Gruppen betreffen, in die tägliche Arbeit
ein und ist für kollegiale Beratung, Fallbetreuung
und Fragen zu diesen Themen ansprechbar. Das gilt
sowohl für die Bewohnerschaft als auch die haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeitenden aller Dienstlei-
ster.

Bei Einstellung des Personals in der Sozial- und Be-
wohnerbetreuung wird darüber hinaus nach Mög-
lichkeit auf besondere Sprachkenntnisse und
kulturelle Kompetenzen entsprechend der Sprachen
und Kulturen der Bewohnerschaft geachtet.

All diese Aspekte führen dazu, dass sich das Perso-
nal in der HEAE Wiesbaden ein hohes Maß an Sen-
sibilität und Wissen in Bezug auf den Schutz
vulnerabler Gruppen aneignen konnten. Bei neuen
Projekten, einzelnen Fällen der Sozialbetreuung und
aller Art von täglichen Anfragen werden diese The-
men mit wachen Augen mitgedacht, beachtet und
nötigenfalls einbezogen und entsprechend reagiert. 

Dies zu erreichen ist ein zentrales Ziel des Schutz-
konzepts und ein sehr wichtiger Aspekt der Präven-
tion und des Gewaltschutzes. 

Die Sensibilisierungsarbeit ist damit jedoch nicht ab-
geschlossen, sondern bleibt ein wichtiger Bestand-
teil der täglichen Arbeit. 
Das Personal des DRK-Landesverbands Hessen
und des Medical Points steht dabei anderen Dienst-
leistern als Ansprechpartner/-innen zur Verfügung
und kooperiert in der täglichen Arbeit. Diese Sensi-
bilität zu erreichen wäre dennoch aus Sicht des
DRK-Landesverbands auch für die anderen Dienst-
leister von großem Vorteil.

24 Es gibt tägliche Meetings aller Dienstleister mit den Stand-
ortvertretern des Regierungspräsidiums, zweiwöchentliche
Dienstbesprechungen mit den Vorgesetzten der einzelnen
Dienstleister der Einrichtung, wöchentliche Leitungsmeetings
der DRK Leitung mit der DRK Schichtleitung und den Koor-
dinatoren der Sozialbetreuung und Verwaltung, tägliche
Meetings im Team der Sozialbetreuung, zweiwöchentliche
Meetings der Sozialbetreuung und des Medical Points und
wöchentliche Meetings des Teams im Eltern-Kind-Bereich.
Außerdem bespricht sich der Bewohnerbeirat wöchentlich
mit der DRK-Leitung.
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4. Interne Strukturen und Angebote 
sowie externe Kooperation

Ein weiteres wichtiges Feld des Schutzkonzepts ist
das Zusammenspiel von internen Strukturen wie der
Hausordnung und klaren Ansprechpersonen, inter-
nen Angeboten sowie der Kooperation mit externen
Stellen.

Ziel ist es, klare Grenzen für alle Personen in der Un-
terkunft, Mitarbeitende und Geflüchtete, zu schaf-
fen; klare und transparente Strukturen aufzubauen
und über verschiedene interne und externe Ange-
bote über Rechte aufzuklären; die Resilienz vulner-
abler Geflohener zu stärken; und bei Bedarf die
Rechte Betroffener durchzusetzen sowie eine in-
terne und externe Betreuung und Versorgung si-
cherzustellen.

Alle Informationen werden transparent und niedrig-
schwellig bekannt gegeben und zugänglich ge-
macht.

4.1 Hausordnung

Die Hausordnung fordert gegenseitige Rücksicht-
nahme, um die Sicherheit und Ordnung der Auf-
nahme, Versorgung und Unterbringung von
Asylbewerbern zu gewährleisten. Sie ist für alle Per-
sonen verbindlich.

Sie enthält das klare Bekenntnis gegen Vandalis-
mus, Gewalttätigkeiten, Ausschreitungen, rassisti-
sche, antisemitische und sexistische Äußerungen in

Wort Schrift oder Gesten. Ferner gilt ein Verbot, Ge-
genstände mitzuführen, die Gesundheitsschäden
verursachen können.

Die Hausordnung legt die Konsequenzen eines Ver-
stoßes gegen die Inhalte der Hausordnung fest.
Diese reichen von persönlichen Gesprächen über
zeitweiliges bis zum endgültigen Hausverbot. 

Die Hausordnung wird im Bewohnerbeirat regelmä-
ßig thematisiert, in den von den Bewohnern gespro-
chenen Sprachen25 ausgehängt und in
Informationsveranstaltungen für die Bewohner mit-
hilfe von Sprachmittler/-innen vorgestellt und erklärt. 

Da die Hausordnung recht allgemein gehalten ist,
empfiehlt es sich, gemeinsam mit der Bewohner-
schaft und dem Personal eine auf die HEAE Wies-
baden zugeschnittene Hausordnung zu erarbeiten.
Um den Anforderungen der UNICEF Mindeststan-
dards gerecht zu werden, sollte die Hausordnung
außerdem noch aufnehmen, welche Konsequenzen
ein Verstoß durch Mitarbeitende hat. 

Ferner ist anzuraten, dass es kinderfreundliche, mit
Bildern und Piktogrammen illustrierte Versionen der
Hausordnung gibt.

25 Die Übersetzungen müssen aktualisiert werden, wenn
neue Bewohner/-innen bisher nicht vertretene Sprachen
sprechen.
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4.2 Einrichtungsinterne, feste 
Ansprechpersonen für Gewaltfälle 

Grundsätzlich gilt, dass das Personal aller
Dienstleis ter sowie die ehrenamtlich Engagierten
Dienstkleidung und/oder Dienstausweise tragen.
Somit sind das Personal und die richtigen An-
sprechpersonen leichter zu identifizieren. Dies bietet
praktische Handlungssicherheit für die Bewohner-
schaft. Gleichzeitig unterstützt eine direkte optische
Zuordnung des Personals besonders bei neu einge-
stellten Mitarbeiter/-innen das Sicherheitsgefühl der
Bewohnerschaft im Sinne der Transparenz und des
respektvollen Umgangs.

Das Team der Sozialbetreuung ist darin geschult,
Betroffene von Gewalt zu beraten und zu begleiten.
Zusätzlich gibt es innerhalb des Teams feste An-
sprechpersonen, deren Schwerpunkt einzelne Per-
sonengruppen sind, wie beispielsweise Frauen,
Kinder oder auch Ehrenamtliche. Die Stelle der Eh-
renamtskoordination ist verantwortlich für das Eh-
renamtskonzept, den Kontakt zu den ehrenamtlich
Mitarbeitenden, die Betreuung und zeitliche Koordi-
nierung, Vernetzungs- und Fortbildungsangebote
sowie alle Fragen der Ehrenamtlichen. Das Konzept
in der HEAE Wiesbaden sieht vor, dass die Ehren-
amtlichen bei den ersten Veranstaltungen von
hauptamtlichen Mitarbeitenden begleitet werden.
Vorgesehen sind Gruppenangebote, keine 1:1-Be-
treuung oder Patenschaften. 

Die Gewaltschutzkoordinatorin steht allen Kollegin-
nen und Kollegen sowie allen Bewohnerinnen und
Bewohnern als Ansprechpartnerin zur Verfügung für
alle Schutz-Themen. Darunter fallen beispielsweise
Konflikte, Fälle von Gewalt, Verdacht auf Kindes-
wohlgefährdung sowie Stärkung der Resilienz vul-
nerabler geflüchteter Menschen.

Die Zuständigkeiten und Erreichbarkeiten des Per-
sonals werden den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern im Rahmen der Einarbeitung näher gebracht.
Darüber hinaus gibt es eine Übersichts-Matrix, die
die Kompetenzen und Zuständigkeiten des Perso-
nals der  Sozialbetreuung aufzeigt. Der Bewohner-
schaft werden die Zuständigkeiten und Er-
reichbarkeiten bei der Ankunft, über den Bewohner-
beirat und über Aushänge kommuniziert.

Die Sozialbetreuung ist täglich von 8:30 bis 18:00
Uhr besetzt. Zu besonderen täglichen Sprechzeiten
ist eine allgemeine Kurz-Beratung möglich, die ggf.
an spezialisierte Berater/-innen intern oder extern

vermittelt. Die Fälle, insbesondere bei Gewaltvorfäl-
len oder sicherheitsrelevanten Themen, werden
nach Möglichkeit jeweils von einer Fachkraft beglei-
tet. Wenn nötig, kann eine Fallbesprechung in Form
einer Teambesprechung, Intervision oder Supervi-
sion stattfinden.

Die Bewohnerbetreuung ist täglich 24 Stunden be-
setzt. Das Team ist insbesondere in Deeskalation
geschult. Zahlreiche Mitarbeitende sprechen meh-
rere Sprachen, die in der Bewohnerschaft vertreten
sind.

Im Bereich von Kindeswohlgefährdungen wird bei
Bedarf eine „insofern erfahrene Fachkraft“ nach §8a
SGB VII über externe Beratungsstellen in Wiesba-
den hinzugezogen.

4.3 Rechte und Hilfsangebote

Bei der Ankunft werden die neuen Bewohnerinnen
und Bewohner zunächst in der Kantine begrüßt. Zu
diesem Zweck wird die Kantine freigeräumt und mit
Bänken ausgestattet. Die Begrüßung wird in kurze
inhaltliche Abschnitte eingeteilt und dann nachein-
ander von Sprachmittler/-innen in die Sprachen der
neuen Gäste übersetzt. Die Begrüßung beinhaltet
allgemeine Informationen sowie den nachfolgenden
Ablauf der Ankunft und der nächsten Tage. Im An-
schluss werden die Pakete mit der Erstausstattung
und Wasser verteilt sowie die Zuordnung in die Zim-
mer vorgenommen. Die neu angekommenen Men-
schen werden vom DRK Personal in ihre Zimmer
begleitet. 

Der DRK Leiter oder die stellvertretende DRK
 Lei terin führen innerhalb der ersten drei Tage nach
Aufnahme neuer Bewohner Ein  führungs -
 veranstaltungen in den jeweiligen Sprachgruppen
durch. Angesprochen werden die Hausordnung, die
Sprechzeiten und Ansprechpersonen in Verwaltung,
Bewohnerbetreuung und Sozialbetreuung, die Funk-
tion des Medical Points, der Bewohnerbeirat, die
Möglichkeit der gemeinnützigen Mitarbeit in der Ein-
richtung, die möglichen Aktivitäten und Kurse sowie
die Nutzungsmöglichkeiten von besonderen Funk-
tions- und Rückzugsräumen, z.B. des Eltern-Kind-
Bereichs, der Frauenräume oder des Fitnessraums.

Da dies nach dem Einzug in der HEAE sehr viel In-
formation sein kann, werden die Einführungsveran-
staltungen periodisch wiederholt und stehen immer
der gesamten Bewohnerschaft offen. 
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Die Bewohnerschaft wird in den Einführungsveran-
staltungen, über Aushänge und bei Bedarf erneut in
Beratungsgesprächen durch die Sozialbetreuung
über ihre allgemeinen Rechte und über die Rechte
von Kindern, Jugendlichen und Frauen aufgeklärt.
Des Weiteren werden alle Bewohner/-innen über die
Rechte von Kindern und Frauen in Fällen von Gewalt
und über interne Ansprechpersonen informiert. In
diesem Zusammenhang wird auch über das vorlie-
gende Schutzkonzept informiert.
Darüber hinaus informiert die Sozialbetreuung zu
Beginn von Beratungsgesprächen über die Schwei-
gepflicht und die Möglichkeit, ein persönliches, ver-
trauliches Beratungsgespräch mit geschulten
Mitarbeiter/-innen in Anspruch zu nehmen. Dabei
werden sie auch auf die rechtlichen Grenzen der
Schweigepflicht für das Personal hingewiesen.
Durch aufsuchende Informationsvermittlung und
Beratung von z.B. Familien oder allein reisenden
Frauen werden darüber hinaus vom Team der Sozi-
albetreuung persönliche Bedarfe und Fragen aufge-
griffen.

Neben internen Hilfsangeboten werden die Bewoh-
ner/-innen bei Bedarf über externe Anlaufstellen und
Fachberatungsstellen vor Ort informiert, die Schutz
bieten. Die Einrichtung wird Beratern und Beraterin-
nen externer Einrichtungen der spezialisierten Hilfe
zugänglich gemacht.

Weitere Informationsplattformen sind die Aushang-
kästen, der Bewohnerbeirat und Gespräche im Rah-
men der Beratungen. Darüber hinaus gibt es
zielgruppengerechte Informationswege: Informatio-
nen für Frauen werden beispielsweise besonders im
geschützten Bereich des Frauenraums mündlich
und schriftlich bekannt gegeben. Informationen zu
Rechten des Kindes werden kindgerecht im Unter-
richt und im Eltern-Kind-Bereich bekannt gegeben.
Bei Veränderung der Herkunftsländer der Bewoh-
ner/-innen müssen die Übersetzungen aktualisiert
werden. Hierbei wird auf eine einfache Sprache, ver-
lässliche Übersetzungen in die von der aktuellen Be-
wohnerschaft gesprochenen Sprachen und die
Verwendung von Piktogrammen geachtet.

Sprachmittler/-innen der Hauptsprachen sind mon-
tags bis freitags von 09:00 bis 16:00 Uhr im Büro
der Dolmetscher vertreten und ansprechbar. Sie
können für die Sprechstunde, Beratungsgespräche
und Beschwerden hinzugezogen werden.

4.4 Kurs- und Beratungsangebote

In Kooperation mit ehrenamtlichen, externen und in-
ternen Fachkräften und gemeinnützigen Mitarbei-
ter/-innen aus der Bewohnerschaft werden
verschiedene Kurs- und Beratungsveranstaltungen
angeboten. Die Angebote sind zum Teil regelmäßig,
zum Teil abhängig von Angebot und Nachfrage in
der Bewohnerschaft und zum Teil einmalige Veran-
staltungen. Im Folgenden wird eine Auswahl darge-
stellt:

Schwangerschaftsberatung sowie Schwan-•
gerschaftsvorsorge und -nachsorge
Selbstverteidigungskurse für Frauen•
Sportangebote, auch gesonderte Angebote•
für Frauen
Kinderbetreuung, Vorlese- und Malstunden•
Kurs zur Stärkung von Kindern•
Handarbeit•
Fahrradtraining und Verkehrserziehung•
Psychotherapeutische Sprechstunden•
Ausflüge in die Stadt Wiesbaden und •
Umgebung
Integration und Wertevermittlung, angeboten•
durch das Regierungspräsidium Gießen
Unterricht: Alphabetisierung, Deutsch, •
Mathematik und Erdkunde
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Die Kurse und Beratungsangebote werden von
Sprachmittler/-innen begleitet.

Dabei wird bei thematischer Nähe auf Frauenrechte,
Frauengesundheit, rechtliche Gleichstellung von
Mann und Frau sowie Kinderrechte eingegangen.
Dazu bieten sich die Schwangerschaftsberatung
oder die Selbstverteidigungskurse an. 
Auch Angebote wie ein Ausflug in das Frauen Mu-
seum Wiesbaden sind dafür gut geeignet. 

4.5 Externe Kooperationspartner

Die Bewohner/-innen werden auf der Suche nach
externen Fachstellen unterstützt. Zu diesem Zweck
verfügt die Einrichtung über eine Adressdatenbank,
die zum Beispiel Frauenhäuser, Fachberatungsstel-
len, Flüchtlingsberatungsstellen, Schutz- und Krimi-
nalpolizei, Justiz, Rechtsberatung, Behindertenhilfe,
Jugendamt, Jugendhilfeeinrichtungen, Gesund-
heitswesen und religiöse Gemeinschaften in der nä-
heren Umgebung der Einrichtung umfasst. 

Die Datenbank wird konsequent von allen Team-Mit-
gliedern gepflegt. Eine Person im Team der Sozial-
betreuung ist hauptverantwortlich für die
Datenbank. Das Team der Sozialbetreuung pflegt
Kontakte und Kooperationen mit den externen Stel-
len wie etwa dem Hessischen Flüchtlingsrat, dem
Sozialdienst Katholischer Frauen, Wildwasser Wies-
baden e.V. und andere. Die Kooperationspartner
haben jeweils eine feste Ansprechperson im Team
der Sozialbetreuung.
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Ein zentrales Element des Gewaltschutzes sind
standardisierte Verfahrensweisen bei Gewalt und
Verdachtsfällen. Diese Abläufe werden mit allen
Dienstleistern und den Vertretern des Regierungs-
präsidiums abgestimmt und müssen in der Folge
allen Mitarbeiter/-innen bekannt sein. 

Es gibt drei zentrale Ablaufpläne in Bezug auf Ge-
fährdungssituationen und das Risikomanagement in
der HEAE Wiesbaden: das Beschwerdemanage-
ment, den Notfallplan bei Verdacht auf Gewalt und
den Notfallplan bei Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung.

Diese Ablaufpläne sind in Standard Operating Pro-
cedures (SOP) niedergelegt. Sie legen die Ziele der
Ablaufpläne, die Begriffsbestimmungen und die ein-
zelnen Schritte fest. Zur Veranschaulichung werden
Diagramme genutzt oder Formulare zur Falldoku-
mentation vorgegeben.

Ziel ist es, dass potenziell von Gewalt betroffene
oder gefährdete Bewohner/-innen sofort den nöti-
gen Schutz und Hilfe erhalten. 

5.1 Beschwerdemanagement

Das Beschwerdemanagement ist Teil der Qualitäts-
sicherung. Ziele sind die Aufarbeitung von Fehlver-
halten, die Stabilisierung der Beziehungen zwischen
Mitarbeitenden und Bewohnerschaft sowie die Ver-
meidung und das Lösen von Konflikten. Damit trägt

das Beschwerdemanagement aktiv zum Schutz und
der Sicherheit der Bewohnerschaft und der Mitar-
beitenden bei.

Die möglichen Beschwerdewege für Bewohnerinnen
und Bewohner werden in den Aushängen, bei der
Einführungsveranstaltung nach der Ankunft und bei
den Beratungsgesprächen aufgezeigt. Die Teams
der Verwaltung, der Bewohnerbetreuung und der
Sozialbetreuung sind erste Anlaufstationen, weiter-
hin die DRK-Einrichtungsleitung oder die Standort-
vertreter des Regierungspräsidiums Gießen.
Beschwerden können persönlich, oder schriftlich
und anonym über den Beschwerdebriefkasten ein-
gereicht werden.

Die Bearbeitung der Beschwerden folgt einem fe-
sten Ablaufplan, der als Teil des SOP-Systems in der
Einrichtungsstruktur verankert ist (s. Anlage). Die
SOPs werden allen haupt- und ehrenamtlichen Mit-
arbeiter/-innen in hausinternen Schulungen bekannt
gemacht.

Eine verlässliche Sprachmittlung wird bei persönli-
chen Beschwerden zur Verfügung gestellt; bei Be-
schwerdeführerinnen werden Dolmetscherinnen
hinzugezogen. Im Gegensatz zu alltäglichen Situa-
tionen, in welchen z.B. auch Bewohnerinnen und
Bewohner mit guten Englisch- oder Deutschkennt-
nissen übersetzen, sollten bei potenziell konfliktbe-
hafteten Themen professionelle Übersetzungskräfte
eingesetzt werden.

5. Risikomanagement und Notfallpläne
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Das Beschwerdemanagement prüft an zentralen
Stellen und verweist auf die Notfallpläne bei Ver-
dacht auf Gewalt und Verdacht auf Kindeswohlge-
fährdung.

UNICEF fordert in seinen Mindeststandards die Ein-
richtung einer betreiberunabhängigen, neutralen Be-
schwerdestelle. Diese Stelle soll zu regelmäßigen
Zeiten für die Bewohnerschaft, das Personal und die
Ehrenamtlichen zugänglich sein. Hier können Kon-
flikte angesprochen und Gewaltfälle unter Einhal-
tung der Schweigepflicht und gegebenenfalls
anonym dokumentiert und bearbeitet werden. Hier
ist das Land Hessen in der Pflicht, Beschwerdestel-
len etwa nach dem Modell der Ombudsstelle für
Flüchtlinge der Stadt Köln26 einzurichten.

5.2 Notfallplan bei Verdacht auf Gewalt

Die SOP über den Notfallplan bei Verdacht auf Ge-
walt (s. Anlage) findet Anwendung bei akuter, d.h.
beobachteter Gewalt, und bei Verdacht auf Gewalt.
Ein Verdacht auf Gewalt liegt vor, wenn hauptamtlich
oder ehrenamtliches Personal oder ein/e Bewoh-
ner/in Gewalt nicht direkt beobachten, aber Anzei-
chen dafür sehen. Ausübende von Gewalt oder
Beschuldigte können dabei alle Personen sein, d.h.
Bewohnerinnen und Bewohner, alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aller Dienstleister sowie Ehrenamtli-
che oder Besucherinnen und Besucher.

Folgen von Gewalt sind nicht nur akute Verletzun-
gen, sondern auch chronische Schmerzzustände
oder psychische Reaktionen wie beispielsweise
Angst- und Panikattacken, Schlafstörungen, De-
pressionen, Essstörungen sowie Suchtverhalten
und Suizidalität. Spezifische Formen von Gewalt
gegen Kinder, Jugendliche und Frauen werden ent-
sprechend der Definitionen der von UNICEF entwik-
kelten Mindeststandards verstanden.

Ziel ist es, dass potenziell von Gewalt betroffene
Kinder, Jugendliche, Frauen und Männer sofort den
notwendigen Schutz und die Hilfe erhalten, die sie
benötigen. Die gesundheitliche Versorgung der be-
troffenen Person, die psychosoziale Stabilisierung,
die Wahrung ihrer Rechte und die räumliche Tren-
nung von dem mutmaßlichen Täter oder der mut-
maßlichen Täterin sind besonders wichtig. Die
Lösungen müssen dabei immer in Absprache mit

der betroffenen Person gefunden werden und deren
Interessen zum Beispiel am Verbleib in der Einrich-
tung berücksichtigt werden.

Die SOP legt die Aufgabenbereiche der verschiede-
nen Dienstleister und die einzuleitenden Schritte
fest. Sie definiert, welche Personen eingebunden
werden müssen und welche Entscheidungen zu tref-
fen sind. Als vereinfachte Darstellung ist ein Dia-
gramm an die SOP angehängt. In einer weiteren
Anlage werden die Schritte dargestellt, die einzulei-
ten sind, falls Gewalt von einem Bewohner oder
einer Bewohnerin ausging und gegen diesen oder
diese eine polizeiliche Wegweisungsverfügung aus-
gestellt wurde.

5.3 Notfallplan bei Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung

Als Kindeswohlgefährdung gilt „eine gegenwärtige
in einem solchen Maße vorhandene Gefahr, dass
sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche
Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen
lässt“27. Dies umfasst bestimmtes Verhalten oder
Unterlassen sowie die nachhaltig negative Wirkung
dieses Verhaltens/Unterlassens, genauer: die kör-
perliche, geistige oder seelische Schädigung des
Kindes. 

Als Erscheinungsformen der Kindeswohlgefährdung
im Detail gelten:

Emotionale/körperliche Vernachlässigung•
Körperliche Erziehungsgewalt und Misshand-•
lung
Sexualisierte Gewalt•
Emotionale/seelische Gewalt•

Im Falle einer Kindeswohlgefährdung hat der Schutz
des Kindes oberste Priorität. Die SOP formuliert aus,
welche Schritte einzuleiten sind, wenn eine akute
Kindeswohlgefährdung wahrgenommen wird oder
ein Verdacht auf Kindeswohlgefährdung besteht (s.
Anlage). Im Anhang wird ein Formular zur Dokumen-
tation des Falls vorgegeben.

26 Ombudsstelle für Flüchtlinge in Köln: 1. Tätigkeitsbericht.
Online: http://koelner-
fluechtlingsrat.de/neu/userfiles/pdfs/2016-12-09OS-Be-
richt.pdf [26.04.2017]

27 Bundesgerichtshof: Beschl. v. 14.07.1956, Az.: IV ZB
32/56. Online: https://www.jurion.de/urteile/bgh/1956-07-
14/iv-zb-32_56/ [29.05.2017]
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5.4 Rechte der Betroffenen und 
polizeilicher Schutz

Das Durchsetzen ihrer Rechte ist für von Gewalt
Betroffene schwierig und belastend. Daher ist es
wichtig, sie umfassend zu informieren und ggf. an
Fachberatungsstellen zu verweisen, die über
rechtlichen Schutz, Strafverfahren, Ansprüche und
polizeiliche Wegweisungsverfügungen nach dem
Gewaltschutzgesetz informieren und beraten.

Auch die Rechte der Beschuldigten sind zu wahren
und die Person bei der Durchsetzung ihrer Rechte
zu unterstützen. Dazu zählen gegebenenfalls Fach-
beratungsstellen für Täter und Informationen über
Rechte und Strafverfahren. 

Bei Gewaltfällen zwischen Bewohner/-innen ist die
Polizei hinzuzuziehen, wenn das Risiko neuerlicher
oder schwerer Gewalt nicht einzuschätzen ist oder
weiterhin akute Gefahr besteht. Dabei ist zu beach-
ten, dass die Polizei aufgrund des Legalitätsprinzips
unabhängig vom Willen der Betroffenen ein Ermitt-
lungsverfahren einleiten wird, sobald sie Kenntnis
von Straftaten erlangt. 

Deshalb sind die von Gewalt betroffenen Personen
in alle Stadien einzubeziehen. Ihr Wille muss gehört
und berücksichtigt werden und die getroffenen Ent-
scheidungen müssen kommuniziert und begründet
werden. Die betroffenen Personen, Opfer sowie
Täter, müssen zu jeder Zeit über die Vorgänge und
Konsequenzen informiert werden.
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Räumliche und bauliche Strukturen, Privatsphäre
und geschützte Räume sowie eine möglichst eigen-
ständige und selbstbestimmte Lebensführung die-
nen der Gewaltprävention.

Dazu zählen bestimmte bauliche Bedingungen und
Schutzmaßnahmen und ein ausreichendes Maß an
Privatsphäre. Für besonders schutzbedürftige Grup-
pen wie Frauen, Kinder und Jugendliche werden zu-
sätzlich geschützte Räume mit besonderen
Angeboten eingerichtet.

Um den geflüchteten Menschen eine möglichst ei-
genständige und selbstbestimmte Lebensführung
zu ermöglichen, sind Teilhabe und Partizipation am
täglichen Betrieb und Leben in der Einrichtung
zudem wichtig. Räume und Strukturen der Teilhabe
sind außerdem wichtig, um Netzwerke und die Ge-
meinschaft zu stärken. All diese Elemente tragen zur
psychosozialen Versorgung und Stabilisierung der
Geflüchteten bei.

6.1 Bauliche Schutzmaßnahmen und 
Privatsphäre

Das Gebäude der HEAE Wiesbaden besteht aus
zwei Treppenhäusern, von denen sternförmig die
Flure abgehen. Einer der beiden Sterne ist einge-
richtet worden und bewohnbar. Im anderen Stern
befinden sich im Erdgeschoss barrierefrei bzw. –arm
zugänglich die Büros der Verwaltung, der Sozialbe-
treuung, der Bewohnerbetreuung, der Leitung, der

Dolmetscher/-innen sowie Gesprächsräume, der
Medical Point und die Wäscherei. Im Mittelgang be-
finden sich die Küche und der Essensbereich sowie
der Aufenthaltsbereich. Im Erdgeschoss des zweiten
Sterns finden sich barrierefrei bzw. -arm zugänglich
der Eltern-Kind-Bereich, das Büro der Sicherheits-
firma, der Friseur-Raum und der Frauenbereich. In
einem Teil des ersten Stocks sind Unterrichtsräume
eingerichtet sowie Fitnessräume mit Sportgeräten. 

Das Gelände ist umzäunt und wird vom Sicherheits-
personal kontrolliert. Es gibt zwei Eingänge zur Ein-
richtung, die beide von Sicherheitsmitarbeitern
besetzt sind. Zugang haben nur Personal, Bewoh-
nerinnen und Bewohner, registrierte ehrenamtliche
Mitarbeitende und Besucher nach Anmeldung.
Ein Eingang wird von der Bewohnerschaft genutzt
und der zweite vom Personal, den ehrenamtlichen
Mitarbeitenden und Besucher/-innen. Tagesbesu-
che von Familienangehörigen der Bewohnerinnen
und Bewohner sind nach Anmeldung beim DRK ge-
stattet. 

Alle Wege und Flure sind beleuchtet. Die Treppen-
häuser sind mit Netzen überspannt, um Unfällen
vorzubeugen und Stürze mit suizidaler Absicht zu
vereiteln.

In den Wohnräumen werden bis zu 8 Personen in
zwei Zimmern mit einem gemeinsamen Bad unter-
gebracht. Das Badezimmer ist ausgestattet mit Toi-
lette, Waschbecken und Dusche. Die Badezimmer
sind von innen abschließbar. 

6. Menschenwürdige, schützende und 
fördernde Lebensbedingungen
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In den Zimmern werden bei Bedarf die Wand-
schränke mit Metallösen versehen, sodass sie mit
einem Vorhängeschloss gesichert werden können.
Die Zimmertüren sollten so umgerüstet werden,
dass sie abschließbar sind und die Bewohner/-innen
über die Schlüssel verfügen. Dies wird bisher da-
durch verhindert, dass das Regierungspräsidium
Gießen eine Änderung des Brandschutzkonzepts
veranlassen müsste. In diesem sind die Türen als
nicht abschließbar beschrieben. 

Die Flure sind getrennt nach Familien, allein reisen-
den Männern und allein reisenden Frauen und Müt-
tern. Der Zugang zu den Wohnbereichen wird auf
jeder Etage von einem Sicherheitsmitarbeiter gesi-
chert. 

Zur Etage für allein reisende Frauen und Mütter wird
keinem männlichen Bewohner Zutritt gewährt. Bei
erhöhtem Schutzbedarf können Bewohner/-innen
auf eigenen Wunsch ein Zimmer in Nähe des Büros
der Sicherheitsfirma beziehen. Bewohnerinnen und
Bewohnern mit körperlichen Beeinträchtigungen
werden Zimmer im Erdgeschoss vorbehalten.

Eine Erhöhung des Frauenanteils beim Security-Per-
sonal und deren Einsatz in den Frauenbereichen
(Frauenräume und Frauenstockwerk) ist besonders
wichtig, um eine größere Akzeptanz und ein stärke-
res Sicherheitsgefühl bei Frauen und Kindern zu er-
reichen. 

6.2 Kinderfreundliche Räume im 
Eltern-Kind-Bereich

Internationale Hilfsorganisationen arbeiten weltweit
auf Fluchtrouten, in Konfliktgebieten oder bei Natur-

katastrophen unter verschiedenen Namen mit Sy-
stemen sicherer Orte für Kinder. UNICEF nennt das
Konzept Child Friendly Spaces, zu Deutsch Kinder-
freundliche Orte.
Kinderfreundliche Orte sind sichere und geschützte
Räume. Die Ausgestaltung der Orte hängt von den
örtlichen, räumlichen und personellen Gegebenhei-
ten ab. Ziel ist stets die Unterstützung der Resilienz
und des Wohlbefindens von Kindern und jungen
Menschen, die Konflikt oder Katastrophen erfahren
haben und/oder fliehen mussten.

In einem anregenden und fördernden Umfeld für
Kinder soll der Zugang zu strukturierten Spiel-, Frei-
zeit- und Lernaktivitäten ermöglicht werden. Bildung
sowie psychosoziale Unterstützung und andere Ak-
tivitäten sollen Kindern eine gewisse Normalität und
Kontinuität zurückgeben. Durch die Mobilisierung
und die Unterstützung des Gemeinwesens und die
Interaktion aller Beteiligten (Kinder, Eltern, Betreu-
ende, etc.) werden die Bedürfnisse und Rechte von
Kindern in den Fokus gerückt.28

28 UNICEF 2011: Guideline for Child Friendly Spaces in
Emergencies. Online:
https://www.unicef.org/protection/Child_Friendly_Spaces_G
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In der HEAE Wiesbaden ist ein Eltern-Kind-Bereich
eingerichtet, der aus drei großen Räumen besteht.
Die Räume liegen nebeneinander im selben Flur und
sind nur über einen Eingang zugänglich. Ein Raum
dient zu festgelegten Zeiten als Unterrichtsraum, ein
weiterer Raum kann für besondere Sport-, Spiel -
oder Musikangebote genutzt werden. Wenn keine
besonderen Veranstaltungen oder Unterricht statt-
finden, sind die beiden Räume als Spielzimmer nutz-
bar. Der dritte Raum ist mit kindgerechtem Mobiliar
und Spielsachen dauerhaft als Spielzimmer einge-
richtet. 

Hauptamtliche Fachkräfte aus dem Team der Sozi-
albetreuung sind für den Eltern-Kind-Bereich verant-
wortlich. Die hauptamtlichen, ehrenamtlichen und
gemeinnützigen Mitarbeitenden bieten verschiedene
Spiel- und Freizeitangebote im Eltern-Kind-Bereich
und im Außenbereich der Unterkunft an.

Das Konzept sieht vor, dass Eltern aktiv in die Be-
treuung und die Angebote im Eltern-Kind-Bereich
eingebunden werden. Darüber hinaus gibt es Be-
wohnerinnen, die im Rahmen der gemeinnützigen

Tätigkeit als Betreuungspersonal mitarbeiten.
Die Unterrichtseinheiten für Kinder und Jugendliche
im schulpflichtigen Alter wurden zunächst von
einem hauptamtlichen Mitarbeiter gehalten und sind
im Laufe der Zeit an ehrenamtlich Mitarbeitende
übergeben worden. Angeboten werden Alphabeti-
sierungskurse sowie Mathematik- und Deutsch-Un-
terricht. Hintergrund ist, dass Kinder und
Jugendliche in Erstaufnahmeeinrichtungen des Lan-
des keinen Zugang zum Schulsystem haben.

Im Rahmen des Youth Council werden gemeinsam
mit und von den Jugendlichen von 13 bis 17 Jahren
Angebote und Aktivitäten für Jugendliche erarbeitet.
Der Youth Council ist im Gegensatz zum Bewoh-
nerbeirat eine offene Runde und keine Repräsenta-
tion durch einige Jugendliche. Dies ist möglich, weil
zum Zeitpunkt der Einführung die Zahl der Jugend-
lichen überschaubar war. Bei der Umsetzung der
Projekte und Ideen werden interessierte gemeinnüt-
zige Mitarbeitende eingebunden. Die Wünsche rei-
chen von sportlichen Aktivitäten wie Volleyball, der
Organisation eines Picknicks bis zu Ausflügen in die
Stadt Wiesbaden.

Um die Konfliktfähigkeit und die Resilienz der Kinder
zu stärken, wurde gemeinsam mit der Fachbera-
tungsstelle „Vaust e.V. - Verein für Anti-Gewalt- und
Soziales Training“ für die Kinder der Kurs „Kinder
stark machen - Verhalten bei Provokationen und
Grenzverletzungen“ angeboten. Geplant war eine
weiterführende Zusammenarbeit, die durch die
Schließung verhindert wurde. 

Gemeinsam mit der Fachberatungsstelle sollten die
Fachkräfte im Eltern-Kind-Bereich an Fähigkeiten,
Strukturen und Maßnahmen arbeiten, um Konflikte
zwischen den Kindern und Jugendlichen besser zu
vermeiden und effektiver zu schlichten. Die rege
Fluktuation der Bewohnerschaft im Blick sollten
Strukturen überarbeitet werden, um Regeln niedrig-
schwellig und möglichst anschaulich ohne zu gro-
ßen Sprachbedarf kommunizieren zu können. Die
Fachkräfte selbst sollten Unterstützung und Training
erhalten, um mit den vielfältigen Konfliktlinien zwi-
schen den Kindern und Jugendlichen und der
Sprachbarriere besser umgehen zu können.

uidelines_for_Field_Testing.pdf [13.03.2017]
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6.3 Geschützte Gemeinschaftsräume 
für Mädchen, Frauen und Mütter

Für Frauen, Mütter und Mädchen wurden drei
Räume als besonders geschützte Räume eingerich-
tet. Ein Raum wurde mit Wickeltisch und Liege be-
sonders für Mütter mit Säuglingen ausgestattet und
kann bei Bedarf auch für die Beratung durch Heb-
ammen oder den Sozialdienst Katholischer Frauen
im Rahmen der Schwangerschaftsberatung und der
Betreuung von Müttern mit Säuglingen genutzt wer-
den. 

Daran schließt sich der zweite Raum an, der für
Sport-, Informations- und Beratungsangebote ge-
nutzt wird. Der dritte Raum ist mit Sofas und Ti-
schen als gemütliches Café eingerichtet. An allen
Fenstern sind bunte blickdichte Vorhänge als Sicht-
schutz angebracht worden. Die Wände wurden ge-
meinsam von Mitarbeiter/-innen und
Bewohnerinnen dekoriert. 

Der Frauenraum wird als Rückzugsort und als ge-
schützter Ort für besondere Angebote genutzt. Dazu
gehören Fachberatungsstellen wie der Sozialdienst
Katholischer Frauen, Wertevermittlungsveranstal-
tungen für Frauen des Regierungspräsidiums Gie-
ßen, und Angebote ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen.

Ehrenamtlich wird beispielsweise Yoga, Gymnastik
und ein Sprachcafé angeboten. Gemeinnützige Mit-
arbeiterinnen aus der Bewohnerschaft bieten dar-
über hinaus Handarbeit, Gymnastik oder einfach
offene Zeiten für Treffen und Gesprächen bei Tee.
Auch bestimmte außergewöhnliche Angebote mit
externen Anbietern wie Selbstbehauptungskurse für
Frauen finden im Frauenraum statt.

Während der regulären Öffnungszeiten des Frauen-
raums durch eine gemeinnützig arbeitende Bewoh-
nerin können die Frauen die Räume zudem frei
nutzen.

Die Nutzung und der Zugang zum Frauenraum sind

geregelt. Die Verantwortlichen im Team der Sozial-
betreuung sind bekannt und der Wochenplan für die
Veranstaltungen hängt am Informationsbrett und an
der Tür zum Frauenbereich aus. 

6.4 Netzwerke, Partizipation und 
Teilhabe

Zur psychosozialen Unterstützung der Menschen
gehört die Stärkung der Gemeinschaft, der Familie
und von Netzwerken sowie Partizipation und Teil-
habe. Dafür bieten die Funktionsräume, der Bewoh-
nerbeirat und die gemeinnützige Arbeit Raum und
Strukturen.

Im Bewohnerbeirat der HEAE Wiesbaden werden
nach Möglichkeit Bewohnerinnen und Bewohner
aktiv, die möglichst alle Nationen, Ethnien, Religio-
nen, Geschlechter und Altersstrukturen repräsentie-
ren. Die Besetzung unterliegt dabei der Fluktuation
der Belegung. Deshalb muss darauf geachtet wer-
den, dass neue Mitglieder gefunden werden, wenn
Beiräte die HEAE verlassen. Über den Bewohner-
beirat kann die Bewohnerschaft Themen, Ideen und
Probleme einbringen. Gleichzeitig kommunizieren
die Dienstleister wichtige Informationen über den
Beirat und bringen Themen ein, die besprochen
werden müssen. 

Der Beirat bespricht sich wöchentlich mit der DRK-
Leitung und nach Bedarf weiteren Teilnehmenden.

Im Rahmen der gemeinnützigen Arbeit nach Asyl-
bewerberleistungsgesetz §5 kann die Bewohner-
schaft gegen ein Entgelt von 0,80 € pro Stunde im
täglichen Betrieb verschiedenen Tätigkeiten nach-
gehen. Viele Bereiche sind auf die gemeinnützigen
Mitarbeitenden angewiesen. Ihre Mitarbeit ist für die
Einrichtung und die gesamte Bewohnerschaft sehr
wertvoll.
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Der gesamte Betrieb der Wäscherei wird von ge-
meinnützigen Mitarbeitenden übernommen. Andere
Mitarbeitende bereiten gemeinsam mit dem Perso-
nal des Caterers das Essen vor und geben es aus,
bereiten Heißgetränke zu und sorgen für Ordnung
im Essbereich. Sie pflegen die Außenanlagen und
sammeln im Außenbereich Müll ein. Der Fahrradver-
leih und die Fahrradreparatur wird gemeinnützig be-
trieben sowie der Friseursalon, die Schneiderei und
die Betreuung des Fitness-Raums. Im Friseursalon
und im Fitness-Raum gibt es für Frauen und Männer
getrennte Öffnungszeiten. Im Eltern-Kind-Bereich
arbeiten besonders Frauen bei der Kinderbetreuung
mit. Im Frauenraum bieten Frauen feste Öffnungs-
zeiten und verschiedene Kurse wie Fitness- und
Handarbeitskurse an. Die Nutzung der Dienstleis -
tungen ist für die Bewohnerschaft kostenfrei.

Der Youth Council für Jugendliche zwischen 13 und
17 Jahren ist eine weitere, noch junge partizipative
Struktur. Die Kommunikation mit den Jugendlichen
erweist sich als relativ unproblematisch, weil viele
gute Englisch- und grundlegende Deutschkennt-
nisse haben. Diese Runde bietet besonders den Ju-
gendlichen, die selten als eigenständige Zielgruppe
gesehen werden, die Möglichkeit, Ideen einzubrin-
gen, Wünsche zu entwickeln und ihr Leben zu ge-
stalten und zu strukturieren.

Neben eigenen Aktivitäten ist die Anbindung an Ein-
richtungen der Jugendarbeit, Vereine und Fachbe-
ratungsstellen der Jugendhilfe vor Ort ein
mittelfristiges Ziel des
Youth Council. Auch Fra-
gen, die die Struktur und
Organisation der Einrich-
tung betreffen, können in
dieser Runde diskutiert
werden.

Auch bei der Gestaltung
der Gemeinschaftsräume
kann sich die Bewohner-
schaft einbringen. Neben
Wandmalereien, Bildern
und gebastelten Dekoratio-
nen im Eltern-Kind-Bereich
wurden etwa die Wände
und Tische im Frauenraum
mit Handarbeiten ge-
schmückt.

Ein wichtiger Aspekt der menschenwürdigen Le-
bensführung ist es, den Aufenthalt in der Erstauf-
nahmeeinrichtung zeitlich zu begrenzen. Denn auch,
wenn die Strukturen, Angebote und räumlichen Be-
dingungen in der HEAE gut ausgebaut sind, sind
dennoch grundlegende Bedürfnisse und Rechte in
der Erstaufnahme nicht gewährleistet. Dazu zählen
das Recht auf Bildung, der Zugang zu Kindergärten
und der Zugang zu weiterführender medizinischer
Versorgung.

Darüber hinaus leben die Menschen in einem
Schwebezustand der Ungewissheit und sind immer
noch nicht endgültig angekommen, bevor sie über
den Transfer den Kommunen zugewiesen werden.
Die Aufenthaltsdauer überschreitet für zahlreiche
Bewohner den gesetzlich festgelegten, an sich
schon sehr langen Zeitraum von 6 Monate. Die Un-
terbringung in der Erstaufnahme sollte daher durch
die zuweisende Stelle zeitlich stark verkürzt werden. 

Sollte festgestellt werden, dass die Anforderungen
an Schutz und Hilfe für Frauen und Kinder in der Ein-
richtung nicht gewährleistet werden können, so wird
von Seiten der DRK Verwaltung in Absprache mit
der DRK Leitung so schnell wie möglich der Bedarf
nach alternativen Wohnmöglichkeiten an die zustän-
dige Stelle im Regierungspräsidium weitergeben.
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Ein umfassendes Konzept zum Monitoring und zur
Evaluation der Umsetzung des Schutzkonzepts
wurde nicht mehr im Detail entwickelt, da die Fer-
tigstellung des Konzepts zeitlich mit der Schließung
der Einrichtung zusammenfiel.

Verantwortlich für das Monitoring ist die Gewalt-
schutzkoordinatorin. Allgemein sollte das Monitoring
und Evaluation-Konzept von der Person erstellt und
bearbeitet werden, die für das Schutzkonzept ver-
antwortlich ist.

Grundlegend basiert das Monitoring auf einer parti-
zipativen Risikoanalyse, aus der das Schutzkonzept
entwickelt wird. Das Monitoring befasst sich zum
einen mit der Umsetzung des Schutzkonzepts
(Maßnahmen, Instrumente) und zum anderen mit
den Auswirkungen des Schutzkonzepts auf die Si-
cherheit und Risiken in der Einrichtung. Die Evalua-
tion ist eine weitere Auswertung, die einmal jährlich
durchgeführt wird und über das regelmäßige Moni-
toring hinausgeht.

Die HEAE Wiesbaden verfügte bereits über ein Mo-
nitoring-System, das im laufenden Betrieb monat-
lich bestimmte Informationen und Kennzahlen
erfasst.29 Diese Informationen finden Eingang in den

Monatsbericht des DRK. Im deskriptiven Teil werden
die Hintergründe zu den einzelnen Kennzahlen be-
schrieben, wie etwa auch Polizeieinsätze und Ge-
waltvorfälle. Eine Rubrik ist Projekten gewidmet, die
in der Unterkunft laufen. Darunter fallen auch aktu-
elle Entwicklungen und die nächsten Schritte im
Schutzprojekt.

Der Monatsbericht wird an alle Mitglieder der DRK-
Leitungsebene, den DRK-Projektleiter, die Standort-
leitung und die Kontaktperson beim
Regierungspräsidium geschickt. Im darauffolgenden
Leitungsmeeting wird der aktuelle  Monatsbericht im
Detail diskutiert und gegebenenfalls Aktionen dar-
aus abgeleitet. Weiterhin werden in regelmäßigen
Meetings (Dienstbesprechung, Sozialbetreuungs-
meeting, Mitarbeiterbesprechung) die aktuellen
Kennzahlen vorgestellt und diskutiert. 

29 Anzahl Bewohner, Zugänge, Abgänge, Unfälle Mitarbeiter,
Unfälle Bewohner, Vorfälle, Polizeieinsätze, Anwohnerbe-
schwerden, Essensqualität (tägliche Stichprobenumfragen),

Anzahl der angebotenen Stunden pro Bewohner an Unter-
richt/ Integrationsangeboten, Freizeitangeboten, 
gemeinnütziger Arbeit

7. Monitoring der Umsetzung des 
Schutzkonzepts
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Vor Schließung der HEAE war jedoch geplant, das
Monitoring im Rahmen des Projekts nach folgen-
dem Muster auszubauen: 
UNICEF hat verschiedene Instrumente  entwickelt,
die die Koordinatorinnen und Koordinatoren für die
Datenerhebung, Maßnahmenplanung und Selbst-
prüfung einsetzen:

Partizipative Risikoanalyse•
Partizipative Bestandsaufnahme zu kinder-•
freundlichen Orten und Angeboten
Risikomanagement Plan Matrix•
Selbstprüfungsinstrument •

Die partizipative Risikoanalyse und die partizipative
Bestandsaufnahme zu kinderfreundlichen Orten und
Angeboten erheben Basisdaten und -informationen
für die Entwicklung eines Schutzkonzepts.

Die Risikomanagement Plan Matrix führt die Risiken
nach bestimmten Bereichen auf wie Personal, pri-
vates Umfeld, Dienstleistungen und andere. Die Ri-
siken werden nach verschiedenen Stufen bewertet
und es werden verantwortliche Personen innerhalb
der Unterkunft zur Risikominimierung festgelegt. Die
Matrix erfasst für jedes Risiko konkrete Maßnahmen
sowie den zeitlichen Rahmen und die für die Umset-
zung benötigten Ressourcen. Anhand der Matrix
lässt sich etwa regelmäßig überprüfen, inwiefern die
geplanten Maßnahmen zeitgerecht umgesetzt wur-
den.

Das Selbstprüfungsinstrument fragt die einzelnen
Bereiche der Mindeststandards ab. Es dient der Ein-
richtung dazu, im Rahmen einer jährlichen Evaluie-
rung der Umsetzung des Schutzkonzepts
Verbesserungsbedarfe und Lücken zu erkennen.

Das Monitoring und die Evaluierung werden partizi-
pativ durchgeführt. Sowohl das Personal als auch
externe Kooperationsstellen und die Bewohner-
schaft werden systematisch in die Risiko- und Be-
darfsanalyse, die kontinuierliche Entwicklung und
regelmäßige, gemeinsame Reflektion und Diskus-
sion des Schutzkonzepts (das heißt der Fortschritte,
Erfolgsbarrieren, Auswirkungen neuer Entwicklun-
gen) einbezogen. Auch wird die Bewohnerschaft im
Rahmen der jährlichen Evaluierung des Schutzkon-
zepts zur  Bekanntheit von Angeboten, Mechanis-
men und Notfallplänen und deren Inanspruchnahme
befragt. Die Ergebnisse dieser Befragungen und der
gemeinsame Reflektionsprozess, aus dem Hand-
lungsbedarfe abgeleitet werden, unterstützen die
kontinuierliche Verbesserung des Schutzkonzepts. 

Darüber hinaus wurden von UNICEF im Rahmen
des Projekts die bestehenden Monitoring-Systeme
in den Konsultationseinrichtungen erfasst. In einem
nächsten Schritt wird UNICEF eine Implementie-
rungshilfe zum Monitoring und Evaluierung von
Schutzkonzepten für Flüchtlingsunterkünfte erstel-
len.
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Das Schutzkonzept ist ein lebendes Dokument und
wird beständig bearbeitet und aktualisiert. Es fließen
Erkenntnisse aus dem Monitoring, der täglichen Ar-
beit und Input anderer Einrichtungen, Gewaltschutz-
koordinator/-innen und Beratungsstellen in das
Konzept ein. Es erhebt keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit und Perfektion.

Dieses Dokument wurde öffentlich zugänglich ge-
macht, um anderen Einrichtungen als Anregung zu
dienen und die öffentliche Aufmerksamkeit für das
Thema zu schärfen. Wir erhoffen uns, damit zur ge-
meinsamen Arbeit beizutragen, die von allen Trä-
gern, Wohlfahrtsverbänden, Dienstleistern und
ehrenamtlichen Engagierten in Bezug auf den
Schutz besonders vulnerabler Gruppen unter den
geflüchteten Menschen täglich geleistet wird. 

Darüber hinaus stehen wir Fachkräften sehr gerne
als Ansprechpartner zur Verfügung, falls Interesse
an der Entstehung des Konzepts, an Beratung in an-
deren Einrichtungen oder an bestimmten Aspekten
der Arbeit oder der Einrichtung besteht.

8. Schlussbemerkungen
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9.1 Materialien, Webseiten und Fachberatungsstellen

Arbeit mit und Informationen für Geflüchtete:

Allgemein:
Materialien zu Sexualaufklärung und Familienplanung von der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung in vielen Sprachen.
http://www.infodienst.bzga.de/?uid=0ac24b217ece2fa5d12cc6ac2571e34c&id=Seite3418 

Refugee Trauma Help. Informationen und Erklärungen für Geflüchtete und Helfer über Trauma 
und Symptome sowie Übungen in verschiedenen Sprachen.
http://www.refugee-trauma.help/

ZANZU: Mein Körper in Wort und Bild. Zanzu stellt in 13 Sprachen einfach und anschaulich 
Informationen zu sexueller und reproduktiver Gesundheit zur Verfügung und erleichtert so die 
Kommunikation über diese Themen, z. B. im Rahmen einer Beratung. https://www.zanzu.de/de

Eltern:
Ratgeber für Flüchtlingseltern: Wie helfe ich meinem traumatisierten Kind? in fünf Sprachen 
von der Bundes Psychotherapeuten Kammer. 
http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/wie-helfe-ic.html  

Frauen:
Frauenarztsuche. Webseite von Jenapharma, über die Gynäkologen/-innen gefunden werden 
können, die bestimmte Fremdsprachen sprechen. http://www.frauenaerzte.de/ 

Hilfetelefon bei Gewalt gegen Frauen. Beratung in 17 Sprachen. https://www.hilfetelefon.de/ 

RefuShe: App für geflüchtete Frauen hauptsächlich in Nordrhein-Westfalen. Beinhaltet jedoch auch
grundlegende Informationen über Rechte von Frauen in Deutschland. Kostenloser Download im
Google Play Store.

Schwangerschaftsberatung des Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend
in 14 Sprachen. http://www.schwanger-und-viele-fragen.de/de/ 

Wie Hebammen helfen. Informationsblätter In Deutsch, Arabisch, Französisch, Polnisch, Russisch,
Serbokratisch, Türkisch, Vietnamesisch vom Hebammenverband. https://www.hebammenver-
band.de/beruf-hebamme/guter-start-ins-leben/ 

Kinder:
Kinder dürfen Nein sagen. Broschüre der Caritas mit Informationen über die besonderen Rechte
von Kindern und die verschiedenen Arten von Gewalt gegenüber Kindern in verschiedenen 
Sprachen.
https://www.carikauf.de/produkte/fuer-die-caritas/buecher-fuer-die-
caritas/kindervorgewaltschtzeninfosfrkinderelternerzieherinnenundlehrerinnen/

9. Anhang



32

Nummer gegen Kummer: Kinder- und Jugendtelefon.
https://www.nummergegenkummer.de/ 

Plakatfaltblatt zu Kinderrechten der Bundeszentrale für politische Bildung.
http://www.bpb.de/shop/lernen/falter/194570/kinderrechte 
Regeln für Doktorspiele sowie „Sina und Tim“ – Pappbilderbuch zu Doktorspielen und 
Zärtlichkeit. Bilderbücher zur Arbeit mit Kindern von Zartbitter e.V., Übersetzungen in 12 Sprachen.
http://sichere-orte-schaffen.de/?page_id=3306

Tipps für Flüchtlinge unter 18 Jahren von AMYNA  e.V. in sieben Sprachen.
https://refu-tips.de/de/ 

Arbeitshilfen für Fachkräfte:

Bundesinitiative „Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften“:
Materialien und Informationen. www.gewaltschutz-gu.de

Checkliste Mindeststandards zum Schutz von Kindern in Flüchtlingsunterkünften des Unab-
hängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs. 
https://beauftragter-missbrauch.de/presse-service/meldungen/detail/news/checkliste-mindeststan-
dards-zum-schutz-von-kindern-in-fluechtlingsunterkuenften/ 

DRK-Standards zum Schutz vor sexualisierter Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Menschen
mit Behinderungen in den Gemeinschaften, Einrichtungen, Angeboten und Diensten des DRK.
https://www.drk.de/fileadmin/user_upload/Mediathek/Publikationen_und_Literatur/Broschueren_Wo
hlfahrtsarbeit/drk-standards_schutz_vor_sexualisierter_Gewalt__2012.pdf 

Flüchtlingskinder vor Gewalt schützen.  Arbeitshilfe von Zartbitter e.V.
http://www.zartbitter.de/gegen_sexuellen_missbrauch/shop/product_info.php?info=p109_Arbeits-
hilfe--Fluechtlingskinder-vor-Gewalt-schuetzen-.html 

Kindeswohl und Kinderrechte für minderjährige Flüchtlinge und Migranten. Eine Sammlung
von 
Texten, herausgegeben vom Deutschen Roten Kreuz und dem Bundesfachverband Unbegleitete
Minderjährige Flüchtlinge e.V. 
http://drk-wohlfahrt.de/uploads/tx_ffpublication/kindeswohl-und-kinderrechte-fuer-minderjaehrige-
fluechtlinge-und-migranten-2012.02.pdf 

Materialien und Arbeitshilfen von Zartbitter e.V. Kontakt- und Informationsstelle gegen sexuellen
Missbrauch an Mädchen und Jungen. http://www.zartbitter.de/gegen_sexuellen_missbrauch/shop/

Mehr wissen, besser verstehen, bewusster handeln. Information für hauptamtliche und ehren-
amtliche Mitarbeitende, die mit traumatisierten Flüchtlingen zusammentreffen, her-ausgegeben vom
Bayerischen Roten Kreuz, 2016. https://brk.de/was-wir-tun/ps/migration/broschuere_mehr-wissen 
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in 
Flüchtlingsunterkünften, UNICEF 2016. 
https://www.unicef.de/informieren/materialien/mindeststandards-schutz-fluechtlinge/133652 

Ratgeber für Flüchtlingshelfer: Wie kann ich traumatisierten Flüchtlingen helfen? 
http://www.bptk.de/publikationen/bptk-infomaterial.html 
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Standards zur Unterbringung, Versorgung und Betreuung Asylsuchender in Hessischen Erst-
aufnahmeeinrichtungen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V.
https://www.liga-
hessen.de/veroeffentlichungen/positionen/detail/?tx_ttnews%5Btt_news%5D=298&cHash=e98037
a0b995e0404d5227120b5fda4d 
Traumatisierten Flüchtlingen helfen. Ein Ratgeber für Ehrenamtliche und Helfer. https://www.her-
der.de/leben-shop/traumatisierten-fluechtlingen-helfen-ebook-(epub)/c-28/p-6870/ 

Fortbildungen:

Bildungsprogramm des DRK Landesverbands Hessen.
http://www.drk-hessen.de/bildung.html 

Fortbildungsreihe des Hessischen Flüchtlingsrats für Ehrenamtliche und Hauptamtliche in der
Flüchtlingsarbeit. 
http://fluechtlingsrat-hessen.de/Fortbildungsreihe.html 

Online Training SHELTER. Die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des Uni-
versitätsklinikums Ulm wird im Zeitraum 2016-2019 drei Online-Kurse zu Themen, die im Kontext
der Betreuung von geflüchteten Minderjährigen wichtig sind, erstellen. Für Fachkräfte und Ehren-
amtliche. 
https://shelter.elearning-kinderschutz.de/

Fachberatungsstellen in Hessen:

Adressensuche für Wildwasser- und andere Beratungsstellen zum Thema sexualisier-te Gewalt 
http://www.wildwasser.de/info-und-hilfe/beratungsstellen-vor-ort/ 

Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und 
Folteropfer e.V.
http://www.baff-zentren.org/ 

Deutsche Gesellschaft für Prävention und Intervention bei Kindesmisshandlung und 
-vernachlässigung e. V. 
Mitgliederdatenbank: https://dgfpi.de/mitgliederdatenbank.html 

Ev. Zentrum für Beratung und Therapie am Weißen Stein.
http://www.frankfurt-evangelisch.de/91.html 

FATRA – Frankfurter Arbeitskreis Trauma und Exil e. V. psychosoziale Beratungsstelle für
Flüchtlinge und Folteropfer. http://www.fatra-ev.de/ 

Frauenhauskoordinierung e.V. http://www.frauenhauskoordinierung.de/index.php

Internationales Familienzentrum Frankfurt. http://ifz-ev.de/ 

Landesarbeitsgemeinschaft Erziehungsberatung Hessen. Psychosoziale Beratung für Kinder,
Jugendliche, Eltern, Familien und junge Erwachsene. Häufig auch Beratung im Sinne des §8 SGB
VIII (Kindeswohlgefährdung) für Einrichtungen wie Kindergärten und auch Flüchtlingsunterkünfte.
Beratungsstellensuche: 
https://erziehungsberatung-hessen.de/erziehungsberatungsstellen-in-hessen/beratungsstellen-
suche
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Landesverband AIDS Hilfe Hessen e.V. Beratungsstellen in Hessen.
http://www.aids-hilfe-hessen.de/beratungszeiten-hessische-aids-hilfen.php

pro familia Deutsche Gesellschaft für Familienplanung, Sexualpädagogik und 
Sexualberatung e. V.
https://www.profamilia.de/ 

Psychosoziale Beratungszentren Hessen. Liste des Hessischen Flüchtlingsrats. 
http://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Informationsmaterialien/
Initiativen%20und%20Beratungsstellen/Psychosoziale%20Beratungszentren%20Hessen.pdf 

Rumi imPuls e.V. Interkultureller Verein mit vielfältigen Angeboten der Kinder-, Jugend-, Frauen-,
Männer- und Familienarbeit, politischen Bildung, Prävention gegen Extremismus, Fundamentalis-
mus, Gewalt und Rassismus, Fortbildungen für Fachkräfte. http://www.rumi-impuls.de/ 

Übersicht über Initiativen und Anlaufstellen in Hessen des Hessischen Flüchtlingsrats. 
http://fluechtlingsrat-hessen.de/Unterst%C3%BCtzungsnetzwerke_Beratungsstellen.html 

Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser. Adressenliste
http://autonome-frauenhaeuser-zif.de/de/autonome-frauenhaeuser/adressliste 

Hilfeportal Sexueller Missbrauch des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen
 Kindesmissbrauchs. Adressensuche für Stellen zur Unterstützung von Geflüchteten.
https://www.hilfeportal-missbrauch.de/nc/adressen/hilfe-in-ihrer-
naehe/kartensuche.html?tx_nxshelpdesk_helpdesk[institutionType]=21

Publikationen von Pro Familia zu Verhütung und Schwangerschaftsabbruch in vielen Sprachen. 
Im Menü „Publikationen in Fremdsprachen“ auswählen.
https://www.profamilia.de/interaktiv/publikationen/publikationen.html 
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9.2 Glossar zu Formen von Gewalt

Quelle: 
UNICEF 2016: Mindeststandards zum Schutz von Kindern, 

Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften 
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9.3 Verhaltenskodex zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 
in den Gemeinschaften, Einrichtungen und Diensten des DRK
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9.4 Selbstverpflichtungserklärung zu sexualisierter Gewalt

 

 

1
 

 

 
 

 
 

1. Ich verpflichte mich, alles in meinen Kräften stehende zu tun, mir anvertraute Kin-
der, Jugendliche und Menschen mit Behinderungen vor seelischer, körperlicher und 
sexualisierter Gewalt in unserer Einrichtung zu schützen. Ich erkenne den Verhal-
tenskodex der Einrichtung an. 
 

2. Ich setze mich dafür ein, dass durch den offenen Umgang mit Informationen und 
Aufklärung in unserer Einrichtung sexualisierte Gewalt enttabuisiert und dadurch 
unmöglich wird. 

 
3. Ich beziehe aktiv Stellung gegen sexistisches, diskriminierendes und gewalttätiges, 

verbales oder nonverbales Verhalten auch mittels digitaler Medien. Abwertendes 
Verhalten wird von mir benannt und nicht toleriert. 
 

4. Ich bin mir meiner Vertrauens- und Autoritätsstellung bewusst und nutze keine Ab-
hängigkeiten aus. 
 

5. Meine Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen ist getragen von respekt-
vollem Umgang, Wertschätzung und Vertrauen. Ich achte die Persönlichkeit und 
Würde der mir anvertrauten Personen, deren Angehöriger als auch meiner Kolle-
ginnen und Kollegen.  
 

6. Ich gestalte die Beziehung zu Kindern, Jugendlichen, und Erwachsenen transparent 
und gewährleiste einen verantwortungsvollen Umgang mit Nähe und Distanz. Ich 
berücksichtige dies auch bei der Nutzung digitaler Medien. Die individuellen Gren-
zen und die Intimsphäre der anderen werden von mir respektiert.  
 

7. Ich nehme Hinweise auf sexuelle Grenzverletzungen, Übergriffe oder sexuellen 
Missbrauch durch andere bewusst wahr und werde diese nicht bagatellisieren oder 
gar vertuschen. 
 

8. Ich kenne die Verfahrenswege bei (vermuteter) sexualisierter Gewalt und die ent-
sprechende (Erst-) Ansprechperson. Ich weiß, wo ich mich – auch extern – beraten 

 
Selbstverpflichtungserklärung für hauptamtlich und ne-
benamtlich Beschäftigte zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt in der  
Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung Wiesbaden 
„American Arms Hotel“  
 

DRK – Landesverband Hessen e.V.  
 

 

 

2
 

 
lassen kann und weiß, dass ich verpflichtet bin, fachliche Unterstützung zur Klärung 
in Anspruch zu nehmen. 
 

9. Ich bin mir bewusst, dass jede sexualisierte Handlung mit Minderjährigen und er-
wachsenen Menschen mit Behinderungen, die uns anvertraut sind bzw. die sich 
uns anvertraut haben, disziplinarische und/oder arbeitsrechtliche und/oder straf-
rechtliche Folgen haben kann.  
 

10. Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat im Zusammenhang mit sexuali-
sierter Gewalt (§§ siehe Anlage) rechtskräftig verurteilt worden bin und auch kein 
Ermittlungsverfahren gegen mich eingeleitet worden ist. Falls ein Ermittlungsverfah-
ren eingeleitet wird, bin ich verpflichtet, dies meinem Vorgesetzten sofort mitzutei-
len. 
 

 
 
 
 

 
________________________________________ 

Ort, Datum und Unterschrift 
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9.5 Verpflichtungserklärung nach § 5 des Bundesdatenschutzgesetzes

DRK-Landesverband 
Hessen e.V. 
 
 
Abraham-Lincoln-Str. 7 
65189 Wiesbaden 
Tel. 0611 - 7909 0 
Fax 0611 - 701099 
www.drk-hessen.de 
info@drk-hessen.de 
 

 

 

 

Merkblatt zum Datenschutz 

für Ehrenamtliche des DRK und für ungebundene Helferinnen und 
Helferin der Flüchtlingsbetreuung  
 
In der Bundesrepublik Deutschland gibt es Regelungen, wie mit 
personenbezogenen Daten zum Schutz der Rechte betroffener Personen 
umgegangen werden muss.  Diese sind im Bundesdatenschutzgesetz oder 
den Länderdatenschutzgesetzen beschrieben. 
Natürlich legt auch das Deutsche Rote Kreuz großen Wert darauf, dass im 
Umgang mit den von ihm betreuten Menschen diese Rechte gewahrt 
werden; dazu gehören selbstverständlicherweise auch die von uns 
betreuten Flüchtlinge. 
 
Unter dem Begriff der „personenbezogenen Daten“ sind Angaben wie z.B. 
Name, Vorname, Geburtsdatum, Religion, Familienstand etc. zu verstehen. 
Also alle Angaben die mit einer bestimmten Person in Verbindung gebracht 
werden können. Diese Daten dürfen nur zur Auftragserfüllung Verwendung 
finden, zum Beispiel bei der Registrierung von Flüchtlingen in der 
Unterkunft im Auftrag des Landes oder des Kreises. Sie dürfen auch nur an 
den Auftraggeber weitergegeben werden und nicht an weitere 
unberechtigte Dritte, wie z.B. Presse. Beachten Sie bitte auch, dass von 
Flüchtlingen keine Fotos gemacht werden dürfen.  
 
Um diese Vertraulichkeit auch zu gewährleisten fordert der Gesetzgeber 
das alle Personen, die mit solchen Daten umgehen, eine schriftliche 
Datenschutzerklärung nach § 5 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
unterschreiben müssen. 
 
Ehrenamtliche des Deutschen Roten Kreuzes haben aufgrund dieser 
Tätigkeit bereits eine solche Erklärung unterschrieben. Für Helferinnen und 
Helfer die bisher nicht beim DRK tätig waren, weder als Ehrenamtliche 
noch als Hauptamtliche, sogenannte ungebundene Helferinnen und Helfer, 
ist dies natürlich auch notwendig. 
 
Dieser Information ist daher die oben genannte Erklärung nach §5 BDSG 
beigefügt, mit der Bitte, sie nach Kenntnisnahme zu unterschreiben und 
beim Verantwortlichen für den Betrieb der Einrichtung, vor Aufnahme oder 
zu Beginn, abzugeben. 
 
Sollten Sie Fragen zum Datenschutz haben, wenden Sie sich bitte an den 
Betreiber der Einrichtung. 
 
Anlage: Erklärung nach §5 Bundesdatenschutzgesetz, 2-fach, eine 
Ausfertigung für den Betreiber, eine für Ihre Unterlagen. 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

Verpflichtungserklärung nach §5 BDSG  
Verpflichtung auf das Datengeheimnis nach § 5 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) in seiner jeweils geltenden Fassung, von  
Frau/Herrn _______________________________________________________ 
  
Obengenannte(r) wird hiermit verpflichtet, das Datengeheimnis gem. §5 BDSG 
zu beachten und auch nach Beendigung ihrer/seiner Tätigkeit für das DRK 
Hessen zu wahren.  
 
Verstöße gegen das Datengeheimnis sind strafbar. Hierzu weisen wir Sie auf 
Folgendes hin: 
Nach §5 BDSG ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, 
zu verarbeiten und/oder zu nutzen, d.h. diese Daten dürfen Sie nur zur 
rechtmäßigen Erfüllung Ihrer Aufgaben im Rahmen Ihrer Tätigkeit für das DRK 
Hessen verwenden. Jede unbefugte Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung für 
andere Zwecke ist untersagt.  
Sie werden hiermit über Inhalt und Bedeutung des Datengeheimnisses 
unterrichtet und auf mögliche Rechtsfolgen hingewiesen. Ein Merkblatt zur 
Anwendung des Bundesdatenschutzgesetzes haben Sie erhalten.  
Verstöße können nach dem BDSG, dem StGB und anderen einschlägigen 
Rechtsvorschriften mit Geld- oder mit Freiheitsstrafe geahndet werden. Darüber 
hinaus erklärt die/der UnterzeichnerIn, sämtliche im Zusammenhang mit 
ihrer/seiner Tätigkeit für das DRK Hessen ihr/ihm bekannt werdenden sonstigen 
betrieblichen oder Geschäftsdaten vertraulich zu behandeln und nicht unbefugt 
an Dritte zu übermitteln. Diese Verpflichtung besteht auch über das Ende Ihrer 
Tätigkeit für das DRK hinaus.   
Sie bestätigen durch Ihre Unterschrift, o.g. Verpflichtungen gewissenhaft zu 
erfüllen und bei Verstoß ggf. neben den gesetzlich relevanten und oben 
beschriebenen Konsequenzen sich auch schadensersatzpflichtig zu machen. 
 
Ort und Datum:  ______________________________  
 
_____________________________ _____________________________ 
Betreiber der Einrichtung  Unterschrift der/des Verpflichteten  
 

_____________________________ Zusätzlich gesetzl. Vertreter bei Minderjährigen  
1. Ausfertigung für MitarbeiterIn    (DSfürHelferFlüchtlingsbetreuungMärz16) 
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9.6 Standard Operating Procedure zu Beschwerdemanagement

 
Standard Operating Procedure (SOP),  

HEAE Wiesbaden 
 
Abteilung: Sozialbetreuung 
 
Titel: Beschwerdemanagement 
 
SOP Nr.: SB-005-R00 Ausgabedatum: 13.02.17 
Seite: 1 von 3 Nächste Revision: 13.02.18 
Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 1 
Revisionsgrund:  
 
 
 

   

Unterschriften 

Ausstellerin:  Anika Bergmann 

Verantwortliche:  Carola Schindelar 

SOP Administratorin:  Carola Schindelar 

 
 
ZWECK: 
 
Einführung eines Beschwerdemanagements für Bewohnerinnen und Bewohner  
 
 
RICHTLINIEN:  
 
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in 

Flüchtlingsunterkünften. UNICEF: 2016. 
 
 
DURCHFÜHRUNG: 
 
Begriffsbestimmung Beschwerdemanagement: 
 
Das Beschwerdemanagement umfasst die Planung, Durchführung und Kontrolle aller 
Maßnahmen, die die Dienstleister in der HEAE Wiesbaden im Zusammenhang mit 
Rückmeldungen der Bewohnerschaft ergreifen. 
 
Das Beschwerdemanagement-System umfasst dabei sämtliche negative und positive 
Reaktionen der Bewohnerschaft, die die Dienstleister oder andere Bewohnerinnen und 
Bewohner betreffen.  
 
Ziele des Beschwerdemanagements:  
 
Das Beschwerdemanagement ist Teil der Qualitätssicherung. Ziele sind die 
Aufarbeitung von Fehlverhalten, die Stabilisierung der Beziehungen zwischen 
Mitarbeitenden und Bewohnerschaft sowie die Vermeidung und das Lösen von 
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SOP Nr.: SB-005-R00 Ausgabedatum: 13.02.17 
Seite: 2 von 3 Nächste Revision: 13.02.18 
Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 1 
Revisionsgrund:  
 
 
 

   

Konflikten. Damit trägt das Beschwerdemanagement aktiv zum Schutz und der 
Sicherheit der Bewohnerschaft und der Mitarbeitenden bei. 
 
Ablauf des Beschwerdemanagements: 
 
Eine Beschwerde kann von allen Bewohnerinnen und Bewohnern aller Altersstufen 
vorgebracht werden. 
 
Bei minderjährigen Beschwerdeführer/innen sind die Erziehungsberechtigten 
hinzuziehen. Bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung ist die SOP SB-003-R00 zu 
beachten. 
 
Eine Beschwerde kann, wenn gewünscht unter Einbeziehung des Bewohnerbeirats, 
über folgende Wege vorgebracht werden: 

1. Sprachmittler/innen 
2. Personal der DRK Rettungsdienst Rhein-Main-Taunus gGmbH im Medical 

Point 
3. Sicherheitspersonal 
4. Standortvertreter des Regiersungspräsidiums Gießen 
5. Personal des DRK Landesverbands Hessen in der Verwaltung, 

Bewohnerbetreuung und Sozialbetreuung 
6. DRK-Einrichtungsleitung 
7. Beschwerde-Briefkasten im Kantinenbereich mit der Aufschrift 

„Bewohnerbriefkasten“ 
8. Tägliche Sprechstunde der Sozialbetreuung 
9. Ehrenamtliche Mitarbeiter/innen 
10. Sonstige Kanäle 

 
Der Bewohnerbriefkasten wird täglich von der Sozialbetreuung geleert. 
 
Alle Mitarbeiter/innen wenden sich gemeinsam mit der/dem Beschwerdeführer/in an die 
Sozialbetreuung oder die DRK Einrichtungsleitung, abends und nachts stellvertretend 
an die Bewohnerbetreuung. 
 
Die DRK-Leitung und/oder Sozial-/Bewohnerbetreuung prüfen, ob eine akute 
Gefährdung besteht. Wenn dies zutrifft, muss sofort Schutz gewährleistet werden. 
Gegebenenfalls ist hierzu die SOP zu Gewaltvorfällen zu beachten. 
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Im nächsten Schritt ist zu prüfen, ob der/die Beschwerdeführer/in minderjährig ist. Wenn dies zutrifft, muss mindestens ein/e Erziehungsberechtigte/r hinzugezogen werden.   
Sollte der Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung bestehen, ist SOP SB-003-R00 zu beachten. Sollte der Verdacht bestehen, dass die Gefährdung von einem/r Erziehungsberechtigten ausgeht, werden diese zunächst noch nicht hinzugezogen, sondern das Vorgehen nach SOP SB-003-R00 befolgt.  
Im Anschluss wird ein Klärungsgespräch geführt, wenn nötig unter Einbeziehung eines Sprachmittlers. Bei weiblichen Beschwerdeführerinnen ist fallbezogen das Gespräch durch weibliches Personal der Sozialbetreuung und der Dolmetscherbüros zu führen.  
Wenn sich aus dem Klärungsgespräch der Bedarf ergibt, sind folgende Ansprechpartner zu informieren: 

11. Standortvertreter des Regierungspräsidiums Gießen 12. Medical Point 
13. Schichtleiter Sicherheit 
14. Polizei 
15. Jugendamt/Fachberatungsstelle (zum genauen Vorgehen siehe SOP SB-003-R00) 

Der Fall wird in den Akten der Sozialbetreuung dokumentiert und in das tägliche Meeting des Sozialbetreuungsteams aufgenommen. Er wird durch den zuständigen Mitarbeiter oder die zuständige Mitarbeiterin aufgearbeitet und betreut. Dabei werden die Beteiligten eingebunden. 
 
Der Fall wird in den Schichtübergaben weitergegeben und findet Eingang in den Statusbericht und in das tägliche Morgen-Meeting.   
Bei der Weitergabe und Dokumentation ist unbedingt auf den Schutz der persönlichen Daten des Bewohners oder der Bewohnerin zu achten.  
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Anlage 1 zu SOP SB-005-R00 Beschwerdemanagement 

 

 

Anlage 1 zu SOP-005-R00 Beschwerdemanagement
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9.7 Standard Operating Procedure zu Gewaltvorfällen

 
Standard Operating Procedure (SOP),  

HEAE Wiesbaden 
 
Abteilung: Sozialbetreuung 
 
Titel: Notfallplan bei Verdacht auf Gewalt 
 
SOP Nr.: SB-006-R01 Ausgabedatum: 21.04.17 
Seite: 1 von 6 Nächste Revision: 21.10.17 
Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 2 
Revisionsgrund: Ergänzungen zur Gerichtsverwertbarkeit 
 
 
 

   

Unterschriften 
Ausstellerin:  Anika Bergmann 
Verantwortlich:  Armin Eckert 
SOP Administratorin:  Carola Schindelar 

 
ZWECK: 
Schutz von Betroffenen durch Standardisierung der Verhaltensweisen und Definieren 
der Zuständigkeiten bei Verdacht auf Gewalt  
 
RICHTLINIEN:  
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in Flüchtlings-
unterkünften. UNICEF (2016). 
Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nach-
stellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung 
(2002). 
Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (2014). 
 
 
DURCHFÜHRUNG: 
 
Begriffsbestimmung ‚Gewalt‘, ‚akute Gewalt‘ und ‚Verdacht auf Gewalt‘: 
Gewalt wird wie folgt definiert: „Gewalt ist der absichtliche Gebrauch von 
angedrohtem oder körperlichem Zwang, oder physischer Macht gegen die eigene 
oder eine andere Person, gegen eine Gruppe oder Gemeinschaft, der entweder 
konkret oder mit hoher Wahrscheinlichkeit  zum  Tod,  psychischen Schäden, 
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Fehlentwicklungen oder Deprivation führt.“1 Deprivation ist ein Zustand der 
Entbehrung, des Entzuges, des Verlustes oder der Isolation von etwas Vertrautem 
sowie das Gefühl einer Benachteiligung. 
Diese SOP findet Anwendung bei akuter, d.h. beobachteter Gewalt, und bei 
Verdacht auf Gewalt. Ein Verdacht auf Gewalt liegt vor, wenn ein/e hauptamlich oder 
ehrenamtlich tätige Mitarbeiter/in oder ein Bewohner Gewalt nicht direkt beobachten, 
aber Anzeichen dafür sehen. Folgen der Gewalt sind nicht nur akute Verletzungen, 
sondern auch chronische Schmerzzustände oder psychische Reaktionen wie 
beispielsweise Angst- und Panikattacken, Schlafstörungen, Depressionen, 
Essstörungen sowie Suchtverhalten und Suizidalität. 
Spezifische Formen von Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Frauen werden 
entsprechend der von UNICEF entwickelten Mindeststandards definiert. 
 
 
Ziele des Notfallplans bei Verdacht auf Gewalt 
Ziel ist es, dass potenziell von Gewalt betroffene Kinder, Jugendliche, Frauen und 
Männer sofort den notwendigen Schutz und die Hilfe erhalten, die sie benötigen. 
 
 
Notfallplan bei Verdacht auf Gewalt 
Alle Mitarbeiter/innen in der Unterkunft kennen diesen Notfallplan und handeln bei 
einem akuten Gewaltereignis oder einem Verdacht auf Gewalt entsprechend. Die 
Mitarbeitenden der einzelnen Dienstleister kennen Ihre Verantwortungsbereiche. 
 
Die gesundheitliche Versorgung der betroffenen Person, die psychosoziale 
Stabilisierung, die Wahrung ihrer Rechte und die räumliche Trennung von dem 
mutmaßlichen Täter oder der mutmaßlichen Täterin sind besonders wichtig. Die 
                                                      
1 World Health Organization: Violence. Online verfügbar unter:  http://www.who.int/topics/violence/en/ 
[30.01.2017] 
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Lösungen müssen dabei immer in Absprache mit der betroffenen Person gefunden werden und deren Interessen zum Beispiel am Verbleib in der Einrichtung berücksichtigt werden. (Siehe Anlage 1 – Ablaufschema)  
Folgende Schritte werden von den genannten Bereichen eingeleitet:  
SICHERHEITSDIENST 
1. Streitende trennen, deeskalieren und beruhigen. Nicht auf den Inhalt des Streits eingehen. 
2. Streitende in getrennte Räumlichkeiten begleiten und mit je einem Mitarbeiter des Sicherheitspersonals dort verbleiben, bis DRK-Mitarbeiter eintreffen. 3. Die anderen Mitarbeiter lösen die Schaulustigen/Menge auf und beruhigen die Situation. 
4. So bald wie möglich DRK informieren: 

a. DRK Leitung Herr Eckert oder Frau Schindelar 
b. DRK Schichtleitung Bewohnerbetreuung in Abwesenheit der Leitung  5. Wenn es nicht gelingt, die Situation zu beruhigen: DRK entscheidet nach Absprache mit dem Schichtleiter Sicherheit, ob die Polizei gerufen wird.  a. Wenn ein Polizei-Einsatz erfolgt, müssen alle Gespräche mit Mitarbeitern und Bewohnern auf Deutsch stattfinden, um den Informationsfluss zu gewährleisten.  

MEDICAL POINT 
1. Wenn Beteiligte verletzt sind, werden sie vom medizinischen Personal im Medical Point untersucht und betreut. 
2. Die Untersuchungen und Verletzungen werden gerichtsverwertbar dokumentiert. 3. Bei Verdacht auf sexuelle Gewalt, inbesondere Vergewaltigungen, wird eine gerichtsverwertbare Spurensicherung sichergestellt. 4. Der Medical Point entscheidet über den weiteren medizinischen Handlungsbedarf und leistet internen Verfahrensanweisungen Folge. 
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DRK 
1. Bei Handgemenge/Gewalt nicht einmischen, sondern warten, bis die Sicherheit die 

Lage beruhigt hat und die Streitenden getrennt hat. 
2. Bei Bedarf: Der Inhaber des Hausrechts entscheidet, ob die Polizei hinzugezogen 

wird. 
3. Wenn ein/e Beteiligte/r minderjährig ist, wird der oder die Erziehungsberechtigte 

hinzugezogen, falls nicht vermutet wird, dass diese die Gefährder sind. Es ist in jedem 
Fall die SOP zu Kindeswohlgefährdung zu beachten (SOP SB-003-R00). 

4. Information von Sicherheitsmitarbeitern/anderen Mitarbeitern über den Hergang der 
Ereignisse einholen. 
4.1 Wenn vorhanden, Fallakten aus der Sozialbetreuung holen, Mitarbeiter der  

 Sozialbetreuung einbeziehen oder befragen. 
4.2 Getrennte Gespräche mit den Streitenden und Beteiligten führen, evtl. Zeugen  
  aus der Bewohnerschaft fragen. 
4.3 Auf Vertraulichkeit achten: geschlossener Raum, nur DRK-Mitarbeiter und  
  Sprachmittler (keine Bewohner zum Übersetzen heranziehen). Sprachmittler auf  
  genaue Übersetzung, ohne Hinzufügen oder Weglassen, hinweisen. 
4.4 Beide Streitenden nach Ablauf der Ereignisse befragen. 

5. Alle Streitenden informieren über: 
5.1 Regeln in der Einrichtung: friedliches Zusammenleben 
5.2 Verbot körperlicher Gewalt  
5.3 Wenn die Bewohner Probleme oder Konflikte haben, nicht selbst „lösen“, sondern  
  die Sozialbetreuung mit einbinden. 
5.4 Mögliche negative Auswirkungen auf Asylverfahren bei Beteiligung an  

 Streitereien, da Meldung an RP stattfindet 
6. Gemeinsam mit DRK-Mitarbeitern, Leitung, Schichtleiter Sicherheit die 

Gefährdungslage einschätzen. Die Entscheidung über das weitere Vorgehen liegt 
beim DRK in Abstimmung mit den RP-Vertretern. 
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7. Bei einer weiteren Gefährdung ggf. Möglichkeiten der räumlichen Trennung in der 
Unterkunft oder einer Unterbringung im Frauenhaus prüfen. Verlegung/Wegweisung 
des Aggressors ist zu bevorzugen. Ggf. ist eine getrennte Unterbringung innerhalb der 
Einrichtung vorzunehmen (z. B. Frauenbereich, in Ausnahmefällen Zimmer des 
Medical Points). 

8. Schutz gewährleisten. 
9. Wenn dies von den DRK-Mitarbeitern als deeskalierend und zuträglich eingeschätzt 

wird, gemeinsames, moderiertes Gespräch mit allen Beteiligten suchen. 
 
 

Bei Straftaten: 
10. Über die Gesetzeslage informieren und Straftatbestand benennen. 
 (Mögliche) Konsequenzen aufzeigen:  

a. Bei Straftaten ist eine Anzeige des Beschuldigten bei der Polizei möglich. 
b. Dies hätte ein Strafverfahren zur Folge mit möglichen Strafen. 
c. Die Polizei würde außerdem zum Schutz des Opfers eine 

Wegweisungsverfügung ausstellen, wenn sie die Situation weiterhin als 
gefährlich einschätzt. Der Beschuldigte würde in eine andere Einrichtung 
verlegt werden. 

d. Eine Anzeige kann negative Auswirkungen auf Asylverfahren haben 
11. Wenn sich das Opfer zu einer Anzeige entscheidet: 
12. Das Sozialbetreuungs-Team gibt den Kontakt und die Adresse der zuständigen 

Polizeidienststelle an Bewohner/in weiter. 
13. Polizei erlässt Wegweisungsverfügung, wenn sie die Situation weiterhin als 

gefährlich einschätzt. Der Beschuldigte würde in eine andere Einrichtung verlegt 
werden. 

14. Wenn sich das DRK zu einer Meldung bei der Polizei entscheidet: nicht ohne 
Absprache mit Leitung und RP Vertretern; Vorteile und Nachteile abwägen. Ist eine 
Anzeige unumgänglich und zielführend? 
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15. Über RP Vertreter Polizei kontaktieren und Anzeige aufgeben 16. Zeugenaussagen von Bewohnern mit Dolmetscher (nicht aus Bewohnerschaft) 17. Zeugenaussagen von Mitarbeitern 
18. Polizei erlässt Wegweisungsverfügung, wenn sie die Situation weiterhin als gefährlich einschätzt. Der Beschuldigte würde in eine andere Einrichtung verlegt werden. 
 
 
Bei Verlegung 
1. Verlegung in Abstimmung mit dem RP Gießen. 
2. Sich über den Familienstand informieren: werden Familienmitglieder mitverlegt? 3. Das RP Gießen organisiert einen Platz in einer anderen Unterkunft. 4. Im Medical Point nachfragen: medizinische Unterlagen? Dauermedikation? Kopie der Akten an den zu Verlegenden übergeben? 
5. Wenn die Sozialbetreuung über wichtige Informationen über den Verlegten verfügt, sollte sie mit der Sozialbetreuung der neuen Unterkunft in Kontakt und Austausch treten, um eine optimale Betreuung zu gewährleisten.  
 
Abschluss des Notfallplans/Dokumentation 
Opfer und Beteiligte über das Ergebnis informieren, wenn dies nicht im gemeinsamen Gespräch erreicht wurde. Ereignis und Ergebnisse sowie getroffene Maßnahmen dokumentieren.  
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     Verlängerung  JA 
     Wegweisung?  

 

 NEIN 

Wegweisung, Kontakt- und Näherungsverbot 

Wegweisung (10 Tage) und Kontaktverbot 
des Beschuldigten durch die Polizei zur 
Gefahrenabwehr: 

 Kurzfristige Unterbringung (1 Nacht) 
 Längerfristige Unterbringung? 

Klärung mit RP, Tel: 
 Hausverbot durch DRK-

Einrichtungsleitung 
 Formloses Schreiben (übersetzt) dem 

Beschuldigten mitgeben, Kopie für 
die Akten 

 Sicherheit und ggf. Bewohner/innen 
informieren 

Verfügung als Privatperson: 
Kontakt- und Näherungsverbot beim 
Amtsgericht beantragen: 

 Adresse, Tel, Öffnungszeiten des 
Gerichts 

 Persönliches Erscheinen mit Ausweis 
 Polizeiliche Bescheinigung der 

Anzeige 
 Wenn vorhanden: Wohnungsverweis 

des Beschuldigten, aktueller 
Aufenthaltsort 

 Ggf. ärztliche Bescheinigung über 
Verletzungen 

 Ggf. Gewalttagebuch, Zeugen 

Einhaltung des Hausverbotes: 

 Kontrolle durch DRK-Team und 
Sicherheit 

 Bei Wiederauftauchen des 
Verwiesenen in der Unterkunft 
sofortiger erneuter Hausverweis, 
bei Weigerung Polizei rufen 

 Ggf. Anzeige wegen 
Hausfriedensbruch 

Offizielle Wiederaufnahme des 
Verwiesenen: 

 Verbindliche 
Beratungsgespräche 

 Prävention 
 Besondere Beobachtung 

Nicht erlaubt ist eine vorzeitige 
Wiederaufnahme des Verwiesenen durch 
die Betroffene, bevor die Wegweisung 
beendet ist. 

Die polizeiliche Anordnung ist 
einzuhalten. 

Die Betroffene muss selbst bei der Polizei 
die Aufhebung beantragen. 

Dauerhafte Wegweisung 

 Betroffene/r hält Anzeige 
aufrecht 

 Dauerhafte Unterbringung in 
anderer Unterkunft 

 Bei Ehepartnern: getrennte 
Veranlagung im Asylprozess 
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9.8 Standard Operating Procedure zu Kindeswohlgefährdung

 
Standard Operating Procedure (SOP),  

HEAE Wiesbaden 
 
Abteilung: Sozialbetreuung 
 
Titel: Kindeswohlgefährdung 
 
SOP Nr.: SB-003-R01 Ausgabedatum: 21.04.17 
Seite: 1 von 3 Nächste Revision: 21.04.18 
Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 1 
Revisionsgrund: Begriffsänderung Leitung 
 
 
 

   

Unterschriften 

Aussteller:  Carola Schindelar 

Verantwortlicher:  Armin Eckert 

SOP Administrator:  Carola Schindelar 

 
 
ZWECK: 
 
Dokumentation einer möglichen Kindeswohlgefährdung  
 
 
RICHTLINIEN:  
 
SGB VIII §8 
 
DURCHFÜHRUNG: 
 
Begriffsbestimmung Kindeswohlgefährdung 
 
Als Kindeswohlgefährdung gilt „eine gegenwärtige in einem solchen Maße 
vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche 
Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt“ (BGH FamRZ. 1956, S. 
350). Dies umfasst bestimmtes Verhalten oder Unterlassen sowie die nachhaltig 
negative Wirkung dieses Verhaltens/Unterlassens, genauer: die körperliche, geistige 
oder seelische Schädigung des Kindes.  
 
Als Erscheinungsformen der Kindeswohlgefährdung im Detail gelten: 
 

 Emotionale/körperliche Vernachlässigung 
 Körperliche Erziehungsgewalt und Misshandlung 
 Sexualisierte Gewalt 
 Emotionale/seelische Gewalt 

 
 
 

 
Standard Operating Procedure (SOP),  

HEAE Wiesbaden 
 
Abteilung: Sozialbetreuung 
 
Titel: Kindeswohlgefährdung 
 
SOP Nr.: SB-003-R01 Ausgabedatum: 21.04.17 
Seite: 2 von 3 Nächste Revision: 21.04.18 
Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 1 
Revisionsgrund: Begriffsänderung Leitung 
 
 
 

   

Vorgehen bei einer (möglichen) Kindeswohlgefährdung 
 
Im Falle einer Kindeswohlgefährdung hat der Schutz des Kindes oberste Priorität. 
Wird eine akute Kindeswohlgefährdung wahrgenommen, d. h. Gefahr für körperliche 
und seelische Gesundheit oder sexualisierte Gewalt, wird umgehend die DRK-
Leitung informiert, die wiederum den Sozialdienst der Stadt Wiesbaden 
(≙Jugendamt, Kontakt siehe unten) einschaltet. Die internen Beratungsgespräche 
sowie die Weitergabe des Falls an den Sozialdienst müssen dokumentiert werden. 
Darüber hinaus gibt die DRK-Leitung eine Information an das RP Gießen bzw. die 
Vor-Ort-Vertreter zur Dokumentation besonderer Vorfälle.  
 
Ist der Verdacht auf Kindeswohlgefährdung vage, wird umgehend die DRK-Lleitung 
informiert sowie eine Fachberatungsperson/-stelle (Kinderschutzfachkraft der 
Sozialbetreuung oder externe Berater) eingeschaltet. Die internen 
Beratungsgespräche sowie die Einbezieung einer Beratungsstelle müssen 
dokumentiert werden. Hierbei wird über das weitere Vorgehen im Fall entschieden. 
Ggf. ist eine Ansprache des/der Beschuldigten ratsam, die Siuation ist jedoch immer 
fallbezogen zu beurteilen und der Lage entsprechend zu entscheiden.  
Ist hierbei der Kindesschutz nicht sichergestellt, wird das Jugendamt eingeschaltet 
sowie das RP Gießen bzw. die Vor-Ort-Vertreter informiert. Die Sozialbetreuung 
sowie die DRK-Leitung wirken in Absprache mit dem Sozialdienst an Maßnahmen 
zur Sicherung des Kindeswohls mit.  
 
Im Falle einer möglichen bzw. erwiesenen Kindeswohlgefährdung wird die 
angehängte Verlaufsdokumentation (Anlage 1) genutzt. Sie enthält zum einen 
wichtige Abfragen zum Hergang und dient zum anderen der Falldokumentation. 
Auch weitere getroffene Maßnahmen müssen schriftlich dokumentiert werden. 
 
 
Kontakt 
Sozialdienst Stadt Wiesbaden: Tel:   0611 31-3452 /Fax:  0611 31-3998 

E-mail: sozialdienst@wiesbaden.de  
 
Montags und mittwochs durchgängig 8 bis 16 Uhr 
Dienstags, donnerstags und freitags  8 bis 12 Uhr 
Termine außerhalb dieser Zeiten nach Vereinbarung 
Abteilungssekretariat Sozialdienst montags bis donnerstags von 8 bis 16 und 
freitags von 8 bis 15 Uhr. 

 
Standard Operating Procedure (SOP),  HEAE Wiesbaden  

Abteilung: Sozialbetreuung 
 
Titel: Kindeswohlgefährdung  
SOP Nr.: SB-003-R01 Ausgabedatum: 21.04.17 Seite: 3 von 3 Nächste Revision: 21.04.18 Ersetzt SOP-Nr.: neue SOP Anzahl der Anlagen: 1 Revisionsgrund: Begriffsänderung Leitung  
 
 

 
 

 

Abends und am Wochenende sollte in akuten Situationen, in denen Kinder oder Jugendliche sofort Hilfe brauchen, die Polizei informiert werden.  
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DRK LV-Hessen e.V. - HEAE Wiesbaden - American Arms Hotel – Augustastr.6 – 65189 
Wiesbaden 

heae-wiesbaden-sozial@drk-hessen.de  -  Tel. 0151-70344430 
 
 
 
Verlaufsdokumentation bei einer möglichen Kindeswohlgefährdung  
 
Angaben zum Kind/ zum Jugendlichen 
Name Vorname Geb.Datum ID-Nr. Zimmer-Nr. 

     
 
Geschwister des Kindes/Jugendlichen 
Name Vorname Geb.Datum ID-Nr. Zimmer-Nr. 

     
     
     
 
Eltern / Angehörige des Kindes/ Jugendlichen 
Name Vorname Geb.Datum ID-Nr. Zimmer-Nr. 

     
     
 
 
 
Angaben zum Sachverhalt  
Was wird geschildert?     körperliche Gewalt 

 seelische Gewalt 
 sexualisierte Gewalt 
 Selbstverletzung 
 Vernachlässigung der geistigen und / oder der  

  körperlichen Entwicklung 
 Sonstiges: 

 
………………………………………………………….. 
 
………………………………………………………….. 

  

Wann wurde der Sachverhalt wahrgenommen? 

 einmalig am: ____________ (Datum / Uhrzeit ca.) 

 mehrmals in der Zeit (Datum) vom: ______________ bis: ______________ 
 
 
Beschreibung des Sachverhaltes:  
(falls mehr Platz nötig, bitte auf einem besonderen Blatt schreiben!) 

_______________________________________
_______________________________________
_______________________________________
_______________________________________
_______________________________________
_______________________________________
_______________________________________ 
 
 
 
Kollegiale Beratung hat stattgefunden:     ja     nein 
 
Termin Datum:  ____________________________ 
 
Teilnehmer/-innen:  _________________________________________________________ 
 
_________________________________________________________________________ 
 
Teilnahme der Kinderschutz-Fachkraft (insofern erfahrene Fachkraft):    ja    nein 
 
Ergebnis und Maßnahmen: __________________________________________________ 
 
_________________________________________________________________________ 
 
 
 
Ist das Kindeswohl gefährdet?       ja     nein 
 
 
Information an die DRK-Leitung erfolgt am _____________an wen? _________________ 
 
 
Datum,Unterschrift der Fachkraft: ____________________________________________ 

 
 
Weiteres Vorgehen:  
(falls mehr Platz nötig, bitte auf einem besonderen Blatt schreiben!)  
 
wann wer was 
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